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I. Zur Entwicklung der Sozialpolitik und des Sozialrechts der 
Europäischen Gemeinschaft im Jahre 1979 
D i e Kommission der Europäischen Gemeinschaften beginnt den Abschnitt 6 „Be­
schäftigung und Sozia lpol i t ik" des Dreizehnten Gesamtberichts über die Tätigkeit 
der Europäischen Gemeinschaften 1979 mit folgendem Resümee: „Im sozialen Be­
reich war es das Hauptanliegen der Gemeinschaftsorgane, weiterhin alle Kräfte zu 
mobilisieren und konzentriert einzusetzen, um den anhaltenden Auswirkungen der 
Wirtschaftskrise auf die Beschäftigungslage entgegenzutreten. In diesem Bestreben 
hat die Kommission nach Mit te ln und Wegen gesucht, durch eine Neugestaltung 
der Arbeitszeit die Umvertei lung des vorhandenen Arbeitsvolumens zu fördern und 
dem A b b a u von Arbeitsplätzen i n besonders schwer betroffenen Wirtschaftszwei­
gen, wie der Stahlindustrie usw. zu begegnen. Ferner ist auf eine verstärkte E i n ­
schaltung des Europäischen Sozialfonds sowie auf das Bemühen um eine Abst im­
mung der Wanderungspolitik der Mitgliedstaaten gegenüber Arbeitskräften aus 
Drittländern hinzuweisen, was ebenfalls mit dem Beschäftigungsproblem zusam­
menhängt. D ie Bemühungen der Kommission richteten sich außerdem auf die A n ­
wendung der Bestimmungen zur besseren Sicherstellung der Gleichbehandlung von 
Männern und Frauen i n bezug auf das Arbeitsentgelt und beim Zugang zur Be­
schäftigung sowie auf die Verbesserung der Beziehungen z u den Sozialpartnern. 
Schließlich wurden mehrere wichtige Entscheidungen getroffen. Sie betreffen den 
Austausch junger Arbeitskräfte, ein neues Finanzhilfeprogramm zum Bau von So­
zialwohnungen für Arbeitnehmer der Montanindustrie ( E G K S ) , den Gesundheits-
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schütz am Arbeitsplatz und ein neues Programm zur technischen Bekämpfung 
schädigender und belästigender Einflüsse an den Arbeitsplätzen und in der Umge­
bung von Anlagen der Eisen- und Stahlindustrie." 1 In dieser kurzen Beschreibung 
der Tätigkeit der Europäischen Gemeinschaften im sozialen Bereich sind zum einen 
die Schwerpunkte i m Berichtszeitraum genannt, zum anderen tritt recht deutlich z u ­
tage, daß die wirtschaftlichen Schwierigkeiten, in denen die Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft und die Gemeinschaft selbst stecken, auch die Sozialpoli t ik der Ge­
meinschaft prägen. 
Was Sozialpolit ik und Sozialrecht der Gemeinschaft i m einzelnen angeht, so hat 
sich das Europäische Parlament in einer Entschließung v o m 21. 5. 1979 2 mit dem 
„Zweiten Europäischen Sozialbudget (1976-1980) " 3 befaßt, das die Kommission 
dem Rat am 28. J u l i 1978 vorgelegt hatte. A l s politische Schlußfolgerungen, die aus 
dem Sozialbudget gezogen werden und die der zuständige Parlamentsausschuß bei 
seinen künftigen Arbeiten berücksichtigen soll , werden i n der Entschließung ge­
nannt: eine Pol i t ik individueller Vermögensbildung i n Arbeitnehmerhand, ein­
schließlich der Beteiligung am Produkt ivkapi ta l - Erleichterung der Bi ldung von 
Wohneigentum - eine Familienpolit ik zugunsten kinderreicher Familien - Heraus­
stellung der Ungleichbehandlung von Männern und Frauen i m Bereich der sozialen 
Sicherheit - ein europäisches Recht i m Interesse der Kriegsopfer und Kriegerwit­
wen, der Behinderten und der K inder - Schaffung einer zur Aufrechterhaltung des 
gewohnten Lebensstandards ausreichenden Alterssicherung. A m 29. 10. 1979 hat die 
Kommission dem Rat ihren zweiten Bericht über die Durchführung des Europäi­
schen Programms von M o d e l l vorhaben und Modellstudien zur Bekämpfung der 
Armut zugleitet; Hauptanliegen dieses Programms, das schwerpunktmäßig Ge­
meinwesenarbeit, Verbesserung der Arbeitsweise der vorhandenen Sozialhilfesy­
steme sowie Maßnahmen zugunsten bestimmter Bevölkerungsgruppen, die beson­
ders von A r m u t bedroht sind, umfaßt, ist es, die auf einzelstaatlicher Ebene durch­
geführten Akt ionen und Forschungsarbeiten auf eine höhere Ebene zu übertragen, 
damit die gesammelten Erfahrungen allen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft zugute 
kommen und sie ihre Vorstellungen und Anregungen gemeinsam verwirklichen 
können. 4 
Was die soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer angeht, so hat die Kommis ­
sion dem Rat zwei Vorschläge zur Anwendung der Sozialversicherungssysteme auf 
die Wanderarbeitnehmer übermittelt. Der erste Vorschlag, 5 den der Wirtschafts-
und Sozialausschuß am 27. Juni gebilligt hat, 6 paßt die Gemeinschaftsregelung an 
geänderte nationale Rechtsvorschriften an; insbesondere den Änderungen des b r i ­
tischen Sozialversicherungssystems und dem neuen Kindergeld in Gestalt des „child 
benefit" 7 w i r d Rechnung getragen. Der zweite Vorschlag, der das Verfahren zur 
Festsetzung der Umrechnungskurse für die einzelnen Währungen (s. A r t . 107 V O 
N r . 574/72) ändert, 8 ist am 23. November 1979 v o m Rat gebilligt worden. 9 
Uber die Vorschläge der Kommission zur Ausdehnung der Vorschriften über die 
Anwendung der nationalen Sozialversicherungssysteme auf abhängig beschäftigte 
Wanderarbeitnehmer und deren Familien auf selbständige und nicht erwerbstätige 
Versicherte 1 0 hat der Rat noch nicht befunden. 1 1 - A m 18. Januar 1979 hat die 
Kommission dem Rat ihren Bericht über den Stand der Anwendung des Grund-
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satzes des gleichen Arbeitsentgelts für Männer und Frauen übermittelt; darin kün­
digt die Kommission die Einleitung von Verstoß-Verfahren gegen die Mi tg l i ed­
staaten an, welche die einschlägige Richtlinie des Rates vom 10. Februar 1975 nur 
unvollständig anwenden. 1 2 Für das Sozialrecht von größerer Relevanz ist die 
Richtlinie des Rates vom 19. Dezember 1978 zur schrittweisen Verwirklichung des 
Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen i m Bereich der so­
zialen Sicherheit, die Anfang vergangenen Jahres i m Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften veröffentlicht worden ist . 1 3 Nach A r t . 4 Abs . 1 dieser Richtlinie 
beinhaltet der Grundsatz der Gleichbehandlung unter anderem „den Fort fa l l jeg­
licher unmittelbaren oder mittelbaren Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, 
insbesondere unter Bezugnahme auf den Ehe- oder Familienstand, und zwar im 
besonderen betreffend: 
- den Anwendungsbereich der Systeme und die Bedingungen für den Zugang zu 
den Systemen, 
- die Beitragspflicht und die Berechnung der Beiträge, 
- die Berechnung der Leistungen, einschließlich der Zuschläge für den Ehegatten 
und für unterhaltsberechtigte Personen, sowie die Bedingungen betreffend die G e l ­
tungsdauer und die Aufrechterhaltung des Anspruchs auf die Leistungen." 
Laut A r t . 8 Abs. 1 setzen die Mitgliedstaaten die Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften in Kraf t , um diesen Richtlinien binnen sechs Jahren nach ihrer Bekannt­
gabe nachzukommen. Die Bedeutung dieser und der beiden vorangegangenen Richt­
linien zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und 
Frauen 1 4 zeigt sich nicht zuletzt daran, daß in den einzelnen Mitgliedstaaten eine 
lebhafte Diskussion darüber in Gang gekommen ist, wie diese Gleichbehandlung im 
einzelnen aussehen s o l l . 1 5 Es gehört nicht al lzuviel Prophetengabe dazu, vorauszusa­
gen, daß die Richtlinien eine Menge Zündstoff nicht nur für politische und parla­
mentarische, sondern auch für gerichtliche Auseinandersetzungen bieten werden. Dies 
gilt nicht zuletzt im Hinbl ick auf die Ausnahmen vom Gleichbehandlungsgrundsatz, 
die vor allem darauf hinauslaufen, daß Privilegien, die Frauen derzeit genießen, z . B . 
früheres Rentenalter, bessere Hinterbliebenenversorgung, soziale Vorteile als Ge­
genleistung für die Erziehung von K i n d e r n u . a. (vgl. A r t . 7 Richtlinie des Rates 
vom 19. 12. 1978) beibehalten werden. Es w i r d schwerfallen, diese Begünstigungen 
Männern auf die Dauer zu verweigern, zumal sie i m Sinne des gewandelten Rol len­
verständnisses von M a n n und Frau i n zunehmendem Maße in Familie und Haus 
Funktionen wahrnehmen, die früher traditionell den Frauen vorbehalten blieben 
und an die bestimmte sozialrechtliche Regelungen der vorstehend beispielhaft er­
wähnten A r t anknüpfen. Aber gerade die Ablösung geschlechtsspezifischer Differen­
zierungen durch rollenspezifische Differenzierungen w i r d nicht ohne Friktionen vor 
sich gehen. 
Nähere Einzelheiten zur Sozialpolit ik sind dem „Bericht über die Entwicklung 
der sozialen Lage in der Europäischen Gemeinschaft im Jahre 1979" zu entnehmen, 
der i m Frühjahr 1980 veröffentlicht w i r d . 
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II. Das Sozialrecht in der Rechtsprechung des Gerichtshofs 
der Europäischen Gemeinschaften 
„ Sozialrecht * i n der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Gemein­
schaften bedeutet in erster Linie Auseinandersetzung mit dem auf der Grundlage 
des A r t . 51 zum Zwecke der Herstellung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer er­
richteten System, das die Zusammenrechnung der von den Arbeitnehmern in den 
einzelnen Mitgliedstaaten erworbenen sozialversicherungsrechtlichen Ansprüche 
und Anwartschaften sichern soll . H a t ein Arbeitnehmer i m Laufe seines Arbeits­
lebens in mehr als einem Staat gearbeitet, so erwirbt er in jedem Tätigkeitsland nach 
den dort geltenden Rechtsvorschriften eigenständige Leistungsansprüche in der So­
zialversicherung. Dabei kann es geschehen, daß er, wei l er seinen Arbeitsplatz häufig 
wechselt oder wei l er in einem bestimmten Staat nicht genügend Versicherungszei­
ten zurücklegt, keine oder doch nur geringere Leistungsansprüche erwirbt, als er 
erworben hätte, wäre er i n seinem Heimat land geblieben. A m Ende eines Arbeits­
lebens kann so ein geringerer Leistungsbetrag stehen, als es der F a l l wäre, wenn die 
gesamte Arbeitstätigkeit sich lediglich in einem Staat und unter der Geltung einer 
einzigen Rechtsordnung vollzogen hätte. Nachteilen dieser A r t , von denen Wander­
arbeitnehmer normalerweise bedroht sind, w i l l das Gemeinschaftsrecht dadurch 
vorbeugen, daß die nationalen Rechtsvorschriften über die Sozialversicherung zwar 
nicht vereinheitlicht, aber doch koordiniert werden; das hat zur Folge, daß der L e i ­
stungsempfänger, der i n verschiedenen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft gearbeitet 
hat, zwar keinen einheitlichen Leistungsanspruch erhält, aber die mehreren selb­
ständigen Leistungsansprüche gegen die Versicherungsträger der Mitgliedstaaten, in 
denen er tätig war, auch die Tätigkeit i n einem anderen Mitgliedstaat und beispiels­
weise die dort zurückgelegten Versicherungszeiten berücksichtigen. Im Berichtsjahr 
hat vor allen Dingen die Rechtsprechung z u den Vorschriften über die Zusammen­
rechnung von Versicherungszeiten und die anteilige Berechnung von Rentenansprü­
chen den Gerichtshof mehrfach beschäftigt. Darüber hinaus hatte der Gerichtshof 
Veranlassung, einmal mehr sich mit der Gleichbehandlung in bezug auf soziale Ver­
günstigungen gemäß A r t . 7 Abs . 2 V O N r . 1612/68 zu befassen. 
1. Die Rechtsprechung des Gerichtshofs zur sozialen Sicherheit 
der Wanderarbeitnehmer 
Die Vorabentscheidungen, die sich mit den oben erwähnten Verordnungen zur 
Koordinierung der nationalen Sozialversicherungsvorschriften beschäftigen, sind 
zwangsläufig sehr technischer N a t u r . Der Gerichtshof läßt sich leiten v o n den 
Grundsätzen des EWG-Vertrages über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer (Art . 
48 ff.) und hierbei insbesondere von dem Zweck, dem das System zur Sicherstellung 
der Ansprüche und Leistungen, das A r t . 51 E W G V vorsieht, dient: der Sicherung 
der Zusammenrechnung aller nach den verschiedenen innerstaatlichen Rechtsvor­
schriften berücksichtigten Zeiten für den Erwerb und die Aufrechterhaltung des 
Leistungsanspruchs sowie für die Berechnung der Leistungen und die Zahlung der 
Leistungen an Personen, die in den Hoheitsgebieten der Mitgliedstaaten wohnen. 
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Aufgabe des Gerichtshofs ist es insbesondere, darüber zu wachen, daß der Schutz 
der Wanderarbeitnehmer trotz der institutionellen, organisatorischen und proze-
duralen Besonderheiten der nationalen Sozialversicherungssysteme möglichst lük-
kenlos gewährleistet w i r d - getreu der Zielsetzung der Gemeinschaftsverordnungen, 
sicherzustellen, daß die nationale Beschränktheit der Systeme der sozialen Sicherheit 
der Mitgliedstaaten sich nicht als Hindernis für die Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
innerhalb der Gemeinschaft erweist. 
a) Der Anwendungsbereich der Verordnungen über die soziale Sicherheit der 
Wanderarbeitnehmer 
aa) D e r persönliche Geltungsbereich 
I m Zusammenhang mit der Richtlinie 64/427/EWG des Rates der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft v o m 7. J u l i 1964 über die Einzelheiten der Ubergangs­
maßnahmen auf dem Gebiet der selbständigen Tätigkeiten der be- und verarbeiten­
den Gewerbe hat der Gerichtshof eine für den persönlichen Geltungsbereich des Ge-
meinschaftsrechts allgemein recht interessante Entscheidung getroffen. Danach gehö­
ren z u den „Begünstigten" i m Sinne von A r t . 1 Abs . 1 dieser Richtlinie alle Personen, 
die sich objektiv in einer der von der Richtlinie vorgesehenen Situationen befinden. 
Das bedeutet, daß sie sich auch gegenüber dem Staat, dessen Staatsangehörigkeit sie 
besitzen, auf die dem Grundsatz der Niederlassungsfreiheit entsprechenden gemein­
schaftlichen Liberalisierungsmaßnahmen berufen können. Z u r Begründung verweist 
der Gerichtshof auf die Erfordernisse des freien Personenverkehrs, der Niederlas­
sungsfreiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs, die durch die A r t . 3 Buchst, c, 
48, 52 und 59 E W G V garantiert werden; diese Freiheiten wären nämlich nicht v o l l 
verwirklicht , wenn die Mitgliedstaaten die Vergünstigungen der Gemeinschaftsbe­
stimmungen denjenigen ihrer Staatsangehörigen versagen dürften, die v o n den E r ­
leichterungen auf dem Gebiete des Verkehrs und der Niederlassung Gebrauch ge­
macht haben und die aufgrund eben dieser Erleichterungen die in der Richtlinie 
64 /427/EWG vorausgesetzten Qualifikationen i n einem anderen Mitgliedstaat als 
demjenigen erworben haben, dessen Staatsangehörige sie s ind . 1 6 
Aus dieser Erwägung wurde der Klage eines Niederländers stattgegeben, der in 
seinem Heimat land das Schlosserhandwerk erlernt und sich dann in Belgien nieder­
gelassen hatte, dort zunächst als Arbeitnehmer und schließlich als selbständiger U n ­
ternehmer im Installateurgewerbe tätig war, und nun diesen Beruf in den Nieder­
landen ausüben wollte. D i e Ablehnung seines auf die Richtlinie 64/427/EWG ge­
stützten Antrags auf Erteilung der Erlaubnis zur Berufstätigkeit unter Freistellung 
v o n bestimmten Voraussetzungen hinsichtlich der beruflichen Befähigung ver­
warf der Gerichtshof mit der Begründung, daß ein Belgier, der sich in der gleichen 
Situation wie der Kläger befände, ohne weiteres die begehrte Erlaubnis erhalten 
würde; angesichts dieser Sachlage würde es eine eindeutige Diskriminierung aus­
schließlich wegen der Staatsangehörigkeit darstellen, würde man einem Niederlän­
der das versagen, was man einem Belgier ohne weiteres zugestände. Die niederlän­
dische Verwaltungspraxis würde überdies dazu führen, daß das Recht auf Freizügig­
keit de facto insofern eingeschränkt würde, als jemand, der davon Gebrauch macht 
und sich i n einem anderen Mitgliedstaat berufliche Qualifikationen aneignet, bei der 
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Rückkehr in seinen Heimatstaat Hindernisse für die Ausübung seines Berufes vor­
fände. Angesichts der Schwierigkeiten, in einem anderen Mitgliedstaat beruflich Fuß 
zu fassen, dürfte die Befürchtung, daß diese Rechtsprechung zu einer Umgehung von 
innerstaatlichen Berufsvoraussetzungen (heimischen Ausbildungs- und Prüfungsvor­
schriften u. ä.) durch Staatsangehörige des betreffenden Mitgliedstaates einlade, in 
der Praxis kaum begründet sein. 
Was den persönlichen Geltungsbereich der Verordnung Nr. 1408171 angeht, so gilt 
diese Verordnung nach A r t . 2 für Arbeitnehmer, die Staatsangehörige eines M i t ­
gliedstaats sind, i m Gebiet eines anderen Mitgliedstaates wohnen und für die die 
Rechtsvorschriften eines oder mehrerer Mitgliedstaaten über die von der Verord­
nung erfaßten Zweige und Systeme der sozialen Sicherheit gelten oder galten, sowie 
für deren Familienangehörige und Hinterbliebene. 
Die Geltung der Verordnung hängt also insbesondere davon ab, daß zum einen 
für den betreffenden Arbeitnehmer die Rechtsvorschriften eines oder mehrerer M i t ­
gliedstaaten gegolten haben, und daß er zum anderen Staatsangehöriger eines M i t ­
gliedstaates ist. Dieses Staatsangehörigkeitserfordernis muß sowohl zur Zeit der 
Ausübung der Tätigkeit als auch zur Zeit der Zahlung der den Zeiten der M i t ­
gliedschaft entsprechenden Beiträge sowie des Erwerbs der entsprechenden Ansprü­
che gegeben sein. Auch die Vorschrift des A r t . 94 Abs. 2 V O N r . 1408/71, nach der 
für die Feststellung des Anspruchs auf Leistungen nach dieser Verordnung sämtliche 
Versicherungszeiten sowie ggf. auch alle Beschäftigungs- und Wohnzeiten berück­
sichtigt werden, die nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates vor Inkraft­
treten der Verordnung oder ihrer Anwendung im Gebiet dieses Mitgliedstaates z u ­
rückgelegt worden sind, geht davon aus, daß die erworbenen Rechte im Rahmen der 
Gemeinschaftsregelung über die soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer aner­
kannt und geschützt werden, wenn sie von einem Wanderarbeitnehmer im Sinne 
dieser Regelung, d. h . aber von einem Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates, er­
worben worden sind. Spätere Änderungen des persönlichen Status - z . B . ein Wech­
sel der Staatsangehörigkeit - lassen die einmal erworbenen Rechte unberührt. 1 7 
bb) Der sachliche Geltungsbereich 
E i n Vorabentscheidungsersuchen des L S G Baden-Württemberg gab dem Gerichts­
hof Gelegenheit, in der R S 144/78 (Tinelli) einmal mehr seine Vorstellungen zum 
sachlichen Anwendungsbereich der Verordnungen über die soziale Sicherheit der 
Wanderarbeitnehmer zu präzisieren. 1 8 Der Kläger, ein italienischer Staatsangehöri­
ger, erlitt am 27. September 1944 einen Arbeitsunfall in einer auf dem Gebiete der 
heutigen D D R gelegenen Fabrik. Im Jahre 1969 beantragte er bei der Beklagten, 
der Berufsgenossenschaft der chemischen Industrie, eine Verletztenrente. Unter Be­
rufung auf § 12 Abs. 1 F R G i . V . m. A n h . V C 1 b der V O N r . 1408/71 lehnte 
die Beklagte die Gewährung von Leistungen an den Kläger unter Berufung darauf 
ab, daß dieser seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort in Italien und damit außerhalb 
des Geltungsbereichs des Fremdrentengesetzes ( F R G ) habe. A m 23. Juni 1976 ver­
legte der Kläger seinen Wohnsitz in die Bundesrepublik Deutschland. M i t Wirkung 
von diesem Tage an wurde ihm von der Beklagten eine Verletztenrente entsprechend 
einer Minderung der Erwerbsfähigkeit in Höhe von 30 °/o gewährt; die Nachzahlung 
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der Verletztenrente für die Zeit vom 27. 9. 1944 - 22. 6. 1976 wurde hingegen wei­
terhin verweigert. Der Fa l l weist offenkundige Parallelen auf zu demjenigen, wel ­
cher der R S 79/76 (Fossi) zugrunde lag: 
Bei der damaligen Entscheidung ging es im Zusammenhang mit einer Vorschrift 
des Reichsknappschaftsgesetzes (§ 108 c R K G ) um die Frage, ob eine aufgrund die­
ser Vorschrift gewährte Leistung als Leistung der sozialen Sicherheit i m Sinne des 
Gemeinschaftsrechts anzusehen war oder nicht. (Die Vorschrift des nunmehr ge­
strichenen § 108 c Abs. 1 S. 1 R K G lautete: „Deutschen i m Sinne des Art ikels 116 
Abs. 1 des Grundgesetzes und früheren deutschen Staatsangehörigen i m Sinne des 
Art ikels 116 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes, die sich gewöhnlich i m Gebiet eines 
auswärtigen Staates aufhalten, in dem die Bundesrepublik Deutschland eine amtliche 
Vertretung hat, kann die Rente insoweit gezahlt werden, als sie nicht auf nach dem 
Fremdrentengesetz gleichgestellte Zeiten und aufgrund solcher Zeiten anrechenbare 
Ersatz- und Ausfallzeiten entfällt.") Der Gerichtshof stellte damals fest, daß dem 
Bereich der sozialen Sicherheit im Sinne des A r t . 51 E W G V und der V O e n N r . 3 
und N r . 1408/71 solche Rechtsvorschriften zuzuordnen seien, die dem Betroffenen 
„eine gesetzlich umschriebene, von jeder Ermessensbeurteilung der persönlichen Be­
dürftigkeit und Verhältnisse i m Einzel fa l l unabhängige Rechtsstellung einräu­
m e n " . 1 9 Diese Voraussetzungen sah der Gerichtshof bei der Vorschrift des § 108 c 
R K G nicht als gegeben an. Dabei hob der Gerichtshof darauf ab, daß die seiner­
zeit zuständigen Versicherungsträger, bei denen die von dieser Vorschrift erfaßten 
Personen versichert waren, nicht mehr bestehen oder sich außerhalb des Gebietes 
der Bundesrepublik Deutschland befinden, daß die in Frage stehenden Rechtsvor­
schriften bestimmte Härtefälle mildern sollen, die durch die Ereignisse i n Zusam­
menhang mit dem Nationalsozialismus und dem Zweiten Weltkrieg entstanden sind, 
und daß die Zahlung der streitigen Leistungen an die eigenen Staatsangehörigen 
Ermessenssache sei, wenn diese i m Ausland wohnen. 
Diese Entscheidung war nicht ohne K r i t i k geblieben. So wurde etwa eine Aus­
einandersetzung mit den in der R S 87/76 (Bozzone) und in den Algerien-Entschei­
dungen geäußerten Rechtsauffassungen 2 0 vermißt und darauf hingewiesen, daß 
zwischen der Kann-Bestimmung des § 108 c R K G und der Ermessensbeurteilung 
in Angelegenheiten der öffentlichen Fürsorge, zu welcher der Gerichtshof offenkun­
dig Parallelen gezogen hat, doch erhebliche Unterschiede bestehen.2 1 In der Be­
gründung seiner in der R S 144/78 (Tinelli) gefällten Entscheidung bekräftigt der 
Gerichtshof noch einmal seine in der R S 79/76 (Fossi) vertretene Ansicht, daß die 
Bestimmungen der Verordnungen N r . 3 und N r . 1408/71, welche die Gleichbehand­
lung eigener Staatsangehöriger und Angehöriger anderer Mitgliedstaaten der Ge­
meinschaft vorsehen, nicht für Leistungen gelten, die von der deutschen Gesetzgebung 
für Versicherungszeiten gewährt werden, die vor 1945 außerhalb des Gebietes der 
Bundesrepublik Deutschland zurückgelegt worden sind. (Zur Exemplif ikation s. 
die §§ 12 und 13 F R G . § 12 Abs. 1 S. 1 F R G lautet: „Die Rente, die für einen A r ­
beitsunfall oder eine Berufskrankheit nach § 5 zu gewähren ist, ruht, solange sich der 
Berechtigte außerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes gewöhnlich aufhält." 
In § 13 Abs. 1 F R G heißt es dann: „Ist der Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit 
vor dem 9. M a i 1945 außerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes eingetreten 
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und war der Berechtigte hierfür von einem deutschen Träger der gesetzlichen U n ­
fallversicherung zu entschädigen, so kann die Rente einem Deutschen i m Sinne des 
Art ikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes oder einem früheren deutschen Staatsange­
hörigen i m Sinne des Art ikels 116 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes, der sich im Ge­
biet eines auswärtigen Staates aufhält, in dem die Bundesrepublik Deutschland eine 
amtliche Vertretung hat, gezahlt werden. Eine solche Rente gilt nicht als Leistung 
der sozialen Sicherheit.") Der Gerichtshof weist zur Begründung erneut darauf hin, 
daß es sich bei diesen Leistungen nicht um solche der sozialen Sicherheit i m Sinne 
des Gemeinschaftsrechts handele, da die seinerzeit zuständigen Versicherungsträger 
nicht mehr bestehen oder sich außerhalb des Gebietes der Bundesrepublik Deutsch­
land befinden, daß die in Rede stehenden Rechtsvorschriften bestimmte Härtefälle 
mildern sollen, die durch nationalsozialistische Herrschaft und Zweiten Weltkrieg 
entstanden sind, und daß die Zahlung der streitigen Leistungen an die eigenen 
Staatsangehörigen Ermessenssache sei. Diese Gründe seien ausschlaggebend dafür, 
daß auch die hier zur Debatte stehende Verletztenrente aufgrund eines Arbeitsun­
falles nicht als zur sozialen Sicherheit im Sinne des Gemeinschaftsrechts gehörig 
anzusehen sei. Dieses Ergebnis w i r d nach Meinung des Gerichtshofs bestätigt durch 
Anhang G l A 1 und 2 V O N r 3 sowie durch Anhang V C 1 b V O N r . 1408/71, 
welche die Zahlung von Leistungen aufgrund von Arbeitsunfällen insoweit aus­
schließen, als der Berechtigte außerhalb der Bundesrepublik Deutschland wohnt. 
(Anhang V C 1 b lautet: „Artikel 10 der Verordnung berührt nicht die Rechtsvor­
schriften, nach denen aus Unfällen (Berufskrankheiten) und Zeiten, die außerhalb 
des Gebietes der Bundesrepublik Deutschland eingetreten bzw. zurückgelegt sind, 
Leistungen an Berechtigte außerhalb der Bundesrepublik Deutschland nicht oder 
nur unter bestimmten Voraussetzungen gezahlt werden.") M i t dieser Vorschrift 
werden bestimmte Leistungen von der Geltung des A r t . 10 V O N r 1408/71, welche 
die nationale Wohnortklausel i m Grundsatz aufhebt, ausgenommen. Das Bedenken 
des L S G Baden-Württemberg, daß diese Ausnahme mit A r t . 51 E W G V unvereinbar 
sei, ist nach Ansicht des Gerichtshofs bereits deswegen unbegründet, wei l diese V o r ­
schrift des EWG-Vertrages dem Rat allein aufgibt, die auf dem Gebiet der sozialen 
Sicherheit für die Herstellung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer notwendigen 
Maßnahmen zu ergreifen, eine Regelung wie die des Fremdrentengesetzes, das die 
wirtschaftliche und soziale Eingliederung der Flüchtlinge und Vertriebenen, deren 
Versorgungsansprüche nach der Beendigung des Zweiten Weltkrieges nicht mehr 
durchsetzbar waren, zum Z i e l hat, aber eben nicht unter A r t . 51 E W G V fällt. A n 
dieser Begründung läßt sich auch ablesen, was die R S 79/76 (Fossi) und die RS 
144/78 Tinell i ) einerseits und die „Algerien-Entscheidungen", z . B. R S 112/75 
(Hiradin) , sowie das Ur te i l in der R S 87/76 (Bozzone) andererseits unterscheidet: 
in den letztgenannten Fällen stand die Zugehörigkeit der fraglichen Leistungen zur 
sozialen Sicherheit nicht in Frage, war also das Kr i te r ium erfüllt, auf dessen Nicht -
vorliegen der Gerichtshof in den beiden zuerst genannten Entscheidungen maßgeb­
lich abgestellt hat. Nicht eingegangen ist der Gerichtshof in seinem U r t e i l zur R S 
144/78 (Tinelli) auf den persönlichen und vor allen Dingen auch zeitlichen G e l ­
tungsbereich der Verordnung N r . 1408/71; diese Voraussetzungen hat er offen­
kundig als gegeben angesehen. 
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Der sachliche Geltungsbereich der Verordnung N r . 1408/71 w i r d i n A r t . 4 Abs. 
1 u . 2. wie folgt bestimmt: 
„(1) Diese Verordnung gilt für alle Rechtsvorschriften über Zweige der sozialen 
Sicherheit, die folgende Leistungsarten betreffen: a) Leistungen bei Krankheit und 
Mutterschaft, b) Leistungen bei Invalidität einschließlich der Leistungen, die zur E r ­
haltung und Verbesserung der Erwerbsfähigkeit bestimmt sind, c) Leistungen bei 
Al ter , d) Leistungen an Hinterbliebene, e) Leistungen bei Arbeitsunfällen und Be­
rufskrankheiten, f) Sterbegeld, g) Leistungen bei Arbeitslosigkeit, h) Familienlei­
stungen. 
(2) Diese Verordnung gilt für die allgemeinen und die besonderen, die auf Bei­
trägen beruhenden und die beitragsfreien Systeme der sozialen Sicherheit sowie für 
die Systeme, nach denen die Arbeitgeber, einschließlich der Reeder, zu Leistungen 
gemäß Absatz 1 verpflichtet s ind." 
D i e i n der Definitionsnorm des A r t . 1 Buchst, j zum Zwecke der Anwendung der 
Verordnung enthaltene Begriffsbestimmung für den Terminus „Rechtsvorschriften" 
lautet: „In jedem Mitgliedstaat die bestehenden und künftigen Gesetze, Verord­
nungen, Satzungen und alle anderen Durchführungsvorschriften i n bezug auf die in 
A r t i k e l 4 Absätze 1 und 2 genannten Zweige und Systeme der sozialen Sicherheit" 
(Unterabsatz 1). Diese Definition nimmt nach der Auslegung durch den Gerichtshof 
in R S 129/78 (Lohmann) auf den sachlichen Geltungsbereich in der Weise Bezug, 
wie ihn A r t . 4 Abs. 1 und 2 V O N r . 1408/71 festlegen. Der Ausschluß der Sozial ­
hilfe, der Leistungssysteme für Opfer des Krieges und seiner Folgen sowie der Son­
dersysteme für Beamte und ihnen Gleichgestellte in A r t . 4 Abs . 4 V O N r . 1408/71 
gilt mithin auch für die Definition der „Rechtsvorschriften" in A r t . 1 Buchst, j . Der 
Gerichtshof weist zu Recht darauf hin , daß eine solche Auslegung sich nicht allein 
aus der rechtstechnischen Ausgestaltung der A r t . 1 und A r t . 4 ergibt, sondern der 
inneren Logik des EWG-Vertrages entspricht, der i n A r t . 48 Abs. 4 E W G V aus­
drücklich bestimmt, daß die Vorschriften über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
auf die Beschäftigung in der Öffentlichen Verwaltung keine Anwendung finden. 
Daraus folgt, daß beispielsweise auch der i m A r t . 77 Abs. 2 Buchst, a verwandte 
Ausdruck „Rechtsvorschriften" die i n der Definitionsnorm des A r t . 1 Buchst, j näher 
umschriebene Bedeutung hat. „Rentner, der nach den Rechtsvorschriften eines ein­
zigen Mitgliedstaats Rente bezieht", kann mithin - als solcher - kein ehemaliger 
Beamter oder ein einem solchen Gleichgestellter sein; und unter einer Rente i . S. 
von A r t . 77 Abs. 2 Buchst, a V O N r . 1408/71 ist keine Rente zu verstehen, die nach 
einem Sondersystem für Beamte oder ihnen Gleichgestellte gewährt w i r d . 2 2 E i n 
früherer niederländischer Gemeindebeamter, der in seinem Heimatland eine Inval i ­
ditätspension nach dem Algemene burgerlijke pensioenwet, d. h . dem Gesetz über 
die Beamtenversorgung bezog, konnte sich deshalb i m Anschluß an seinen U m z u g 
nach Belgien bei der Geltendmachung eines Kindergeldzuschlages für seine in den 
Niederlanden verbliebene Tochter gegenüber dem E i n w a n d des zuständigen Trä­
gers, die in A r t . 17 Abs. 1 des Kinderbijslagwet voor loontrekkenden enthaltene 
Voraussetzung des Wohnsitzes in den Niederlanden sei nicht erfüllt, nicht auf A r t . 
77 Abs . 2 Buchst, a V O N r 1408/71 berufen. Nach dieser Vorschrift werden L e i ­
stungen für unterhaltsberechtigte K inder von Rentnern und für Waisen in Anse-
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hung solcher Rentner, die nach den Rechtsvorschriften eines einzigen Mitgliedstaa­
tes Rente beziehen, nach dem Recht des für die Rente zuständigen Mitgliedstaats 
gewährt. 2 3 
In diesem Zusammenhang sei ergänzend angemerkt, daß die Verordnung N r . 
1408/71 in A r t . 2, der ihren persönlichen Geltungsbereich umreißt, ausdrücklich z w i ­
schen Arbeitnehmern (Abs. I ) 2 4 und Beamten und ihnen gleichgestellten Personen 
(Abs. 3) differenziert: für Beamte und Gleichgestellte gilt die Verordnung N r . 
1408/71 nur insoweit, als für sie die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates gelten 
oder galten, auf welche die Verordnung ihrerseits anzuwenden ist (Art . 2 Abs. 3 
V O N r . 1408/71). Das bedeutet, daß zunächst die Voraussetzungen für die A n ­
wendbarkeit der nationalen Rechtsvorschriften auf den Beamten oder Gleichgestell­
ten gegeben sein müssen, bevor dann die Verordnung N r . 1408/71 auf diese inner­
staatlichen Rechtsvorschriften angewandt werden kann. Es ist mithin nicht möglich, 
die Verordnung N r . 1408/71 heranzuziehen (wie es der Kläger in der RS 129/78 
tun wollte), um daraus die Anwendbarkeit der nationalen Rechtsvorschriften herzu­
leiten. Praktisch bedeutsam ist dies insbesondere dort, wo es kein Sondersystem für 
Beamte gibt bzw. wo die Beamten ganz oder teilweise einem für alle Arbeitnehmer 
geltenden System der sozialen Sicherheit angehören. 
Maßgebliche Kriter ien für die Abgrenzung des sachlichen Anwendungsbereichs der 
Verordnung N r . 1408/71 und damit für die Unterscheidung der in den Geltungs­
bereich dieser Verordnung fallenden und der davon ausgenommenen Leistungen 
sind die Wesensmerkmale der betreffenden Leistung, insbesondere der Leistungs-
zweck und die Leistungsvoraussetzungen.25 E i n i m belgischen Sozialversicherungs­
recht belgischen Staatsangehörigen, die in den alliierten Streitkräften Dienst getan 
haben und aufgrund dessen eine Kriegsinvalidenrente beziehen, eingeräumter A n ­
spruch auf eine ungekürzte vorgezogene Altersrente, 2 6 die als Zeichen der natio­
nalen Anerkennung für die erduldeten Prüfungen anzusehen ist, erfüllt nicht die 
Wesensmerkmale einer Leistung der sozialen Sicherheit im Sinne von A r t . 4 Abs. 1 
V O N r . 1408/71, sondern fällt unter den Ausschlußtatbestand des A r t . 4 Abs . 4 
(„Diese Verordnung ist weder auf die Sozialhilfe noch auf Leistungssysteme für 
Opfer des Krieges und seiner Folgen noch auf Sondersysteme für Beamte und ihnen 
Gleichgestellte anzuwenden") . 2 7 D i e genannte Bestimmung des Gemeinschaftsrechts 
ist also nicht restriktiv auszulegen und auf in speziellen Vorschriften geregelte 
Sondersysteme zu beschränken, sondern erfaßt auch einzelne Regelungen der allge­
meinen Gesetze über die soziale Sicherheit, sofern nur diesen Regelungen die vor­
stehend bezeichnete spezifische Zweckausrichtung innewohnt. Darüber hinaus ist 
festzuhalten, daß nicht alle Leistungen der sozialen Sicherheit i m herkömmlichen 
Sinne - dazu gehören vorgezogene Altersrenten zweifellos - Leistungen der so­
zialen Sicherheit im Sinne von A r t . 4 Abs. 1 V O N r . 1408/71 sind (s. A r t . 4 Abs. 
1 Buchst, c: Leistungen bei Alter) , sondern daß es für die endgültige Zuordnung auf 
die Zweckbestimmung der Leistung ankommt. Die Umsetzung dieser Erkenntnis des 
Gerichtshofs in das nationale Recht ist Aufgabe der nationalen Gerichte; sie haben 
im Einzel fa l l zu prüfen, welche Leistungen ihres Systems der sozialen Sicherheit 
anhand der vom Gerichtshof entwickelten Kriter ien Leistungen der sozialen Sicher­
heit i . S. des Gemeinschaftsrechts sind und welche nicht. Es wäre re izvol l , am Bei-
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spiel dieser Entscheidung und damit anhand der Auslegung des Begriffs »soziale 
Sicherheit« der vom Gerichtshof gewählten Methode der Auslegung des Gemein-
schaftsrechts nachzugehen und etwa den Unterschied aufzuzeigen, der zwischen einer 
Interpretation supranationaler Rechtsbegriffe aus dem supranationalen Recht selbst 
heraus - so geht der Gerichtshof i n diesem Falle vor - und einer Auslegungs­
methode besteht, die im Wege der Rechtsvergleichung aus den verschiedenen Rechts­
begriffen der nationalen Rechtsordnungen einen gemeinschaftlichen Rechtsbegriff 
herauskristallisiert; für beide Interpretationsweisen lassen sich gewiß gute Gründe 
anführen, und je nach Fragestellung mag die eine oder andere Interpretations­
methode eher angebracht sein. 2 8 Im Beispielsfall hat der Gerichtshof die erstere, 
„gemeinschaftsrechtliche" gewählt. 
Für den Geltungsbereich der Verordnung N r . 1408/71 sind im übrigen gemäß 
A r t . 5 immer die Erklärungen zu beachten, die die Mitgliedstaaten entsprechend A r t . 
96 zu der Frage notifizieren und veröffentlichen, welche Rechtsvorschriften unter 
A r t . 4 Abs . 1 Zi f f . 1 und Zif f . 2 fallen. Eine derartige Erklärung gilt als Nach­
weis, daß die betreffenden Leistungen solche der sozialen Sicherheit im Sinne der 
Verordnung s ind . 2 9 (Das gilt jedoch nicht auch umgekehrt: vielmehr kann eine 
bestimmte Leistung, ohne notifiziert zu sein, dennoch zur sozialen Sicherheit i m Sin­
ne des Gemeinschaftsrechts gehören.) 
b) Der Grundsatz der Gleichbehandlung 
A r t . 3 Abs. 1 V O N r . 1408/71 stellt klar , daß die Personen, die i m Gebiet eines 
Mitgliedstaates wohnen, für den diese Verordnung gilt, die gleichen Rechte und 
Pflichten aufgrund der jeweiligen Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaates haben 
wie dessen Staatsangehörige vorbehaltlich besonderer Bestimmungen der Verord­
nung. Diese Gleichbehandlungsnorm 3 0 konkretisiert das allgemeine Diskriminie-
rungsverbot aus A r t . 7 E W G V : „Unbeschadet besonderer Bestimmungen dieses Ver ­
trages ist in seinem Anwendungsbereich jede Diskriminierung aus Gründen der 
Staatsangehörigkeit verboten" (Abs. 1). D ie Vorschrift wendet sich nicht nur gegen 
offenkundige Benachteiligungen aufgrund der Staatsangehörigkeit, sondern verbie­
tet auch alle versteckten Formen der Diskriminierung, die durch die Anwendung 
anderer Unterscheidungskriterien de facto zum selben Ergebnis führen, es sei denn, 
die Differenzierung wäre durch sachliche Unterschiede gerechtfertigt. Z u dieser Frage 
hat der Gerichtshof im Zusammenhang mit der französischen Mütterbeihilfe gemäß 
art. L 640 C.séc. soc. («allocation aux mères de famille") Stellung genommen. 
Nach dieser Vorschrift hat eine Frau, welche die französische Staatsangehörigkeit 
besitzt, in Frankreich wohnt, Ehefrau eines Arbeitnehmers ist, das 65. Lebensjahr 
vollendet hat, bedürftig ist und wenigstens 5 unterhaltsberechtigte K i n d e r minde­
stens 9 Jahre vor deren 16. Geburtstag aufgezogen hat, Anspruch auf eine Beihilfe. 
Diese Beihilfe wurde einer in Frankreich wohnhaften Italienerin und Mutter von 
7 K i n d e r n von der zuständigen französischen Kasse mit der Begründung versagt, 
daß 5 ihrer Kinder seit der Geburt die italienische Staatsangehörigkeit besäßen. 
Die Kasse berief sich darauf, daß die betreffende Beihilfe als bevölkerungspoliti­
sches Instrument anzusehen sei; die Staatsangehörigkeitsvoraussetzung3 1 solle einen 
Anre iz bieten, Kinder in die Welt zu setzen und zu erziehen und auf diese Weise 
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die nationale französische Gemeinschaft zu vergrößern. (Generalanwalt Warner hat 
in seinen Schlußanträgen aber wohl zu Recht darauf hingewiesen, daß man sich nur 
schwer eine Frau vorstellen könne, die darin, K inder in die Welt zu setzen, durch 
den Gedanken bestärkt werde, gegebenenfalls i m Alter bei Erfüllung aller der 
genannten Voraussetzungen und insbesondere auch für den F a l l , daß 5 Kinder die 
französische Staatsangehörigkeit erworben oder beibehalten hätten, Anspruch auf 
eine zumal recht bescheidene Beihilfe zu haben!) D ie Verordnung N r . 1408/71 
differenziert bei den von ihr erfaßten Systemen der sozialen Sicherheit nun aber 
nicht danach, ob diese bevölkerungspolitische Ziele verfolgen oder nicht, so daß die 
bevölkerungspolitische Komponente die betreffende Beihilfe nicht dem sachlichen 
Geltungsbereich der Verordnung N r . 1408/71 entzieht. 3 2 Dies ergibt sich i m Wege 
eines Umkehrschlusses auch aus A r t . 1 Buchst, u V O N r . 1408/71, der es ausdrück­
lich zuläßt, aus bevölkerungspolitischen Gründen den Ausschluß bestimmter L e i ­
stungen vom Geltungsbereich der Verordnung vorzusehen; eine solche Ausnahme 
ist jedoch lediglich für bestimmte Geburtsbeihilfen gemacht worden . 3 3 Das Ergebnis, 
daß nämlich die Gewährung einer beitragsfreien Altersvergünstigung für Familien­
mütter weder von der Staatsangehörigkeit der leistungsberechtigten Mutter noch 
von der ihrer Kinder abhängig gemacht werden darf, sofern diese nur die Staats­
angehörigkeit eines Mitgliedsstaates der Gemeinschaft besitzen, sollte auch der deut­
sche Gesetzgeber berücksichtigen, wenn er, wie es sich abzeichnet, künftig ebenfalls 
aus natalistischen Gründen verstärkt materielle Anreize für das Aufziehen von 
K i n d e r n schafft. 
c) Leistung bei Krankheit 
Nach A r t . 22 V O N r . 1408/71 haben Arbeitnehmer, welche die nach den Rechts­
vorschriften des zuständigen Mitgliedstaates für den Anspruch auf Leistung bei 
Krankheit aufgestellten Voraussetzungen erfüllen, unter bestimmten Voraussetzun­
gen das Recht, sich in einen anderen Mitgliedstaat zu begeben, um dort eine ihrem 
Zustand angemessene Behandlung zu erhalten. Die Genehmigung, sich zum Zwecke 
einer Behandlung in das Gebiet eines anderen Mitgliedstaates zu begeben, darf vom 
zuständigen Träger nur verweigert werden, wenn ein Wohnortwechsel den Gesund­
heitszustand des betreffenden Arbeitnehmers gefährden oder die Durchführung der 
ärztlichen Behandlung infrage stellen würde; eine Verweigerung der Genehmigung 
ist ausgeschlossen, wenn der betreffende Arbeitnehmer i m Gebiet des Mitgliedstaa­
tes, in dem er wohnt, die betreffende Behandlung nicht erhalten kann (Art . 22 
Abs. 2) . 3 4 In der R S 117/77 (Pierik), in der es um Erstattung von Kosten für 
physiotherapeutische Behandlungen, denen sich die Klägerin in der Bundesrepublik 
Deutschland unterzogen hatte, durch den zuständigen niederländischen Träger ging, 
legte der Gerichtshof A r t . 72 Abs. 2 Unterabsatz 2 V O N r . 1408/71 dahin aus, 
daß die darin enthaltene Verpflichtung, die Genehmigung zu einer Behandlung 
in einem anderen Mitgliedstaat zu erteilen, auch den F a l l umfaßt, daß der Arbeit ­
nehmer in dem anderen Mitgliedstaat eine wirksamere Behandlung erhalten kann als 
diejenige, die ihm in seinem Wohnstaat zuteil würde. 3 5 In einem zweiten Urte i l 
hat der Gerichtshof zu einigen weiteren Fragen Stellung genommen, die ihm das 
mit dem Ausgangsverfahren befaßte Vorlagegericht in einem erneuten Ersuchen um 
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Vorabentscheidung unterbreitet hatte. 3 6 Zunächst stellte der Gerichtshof klar , daß sich 
der Anspruch eines Rentenberechtigten, der keine Erwerbstätigkeit ausübt und dem 
Sachleistungen bei Krankheit aufgrund der Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates 
zustehen, auf Erteilung einer Genehmigung durch den zuständigen Träger, sich zum 
Zwecke einer angemessenen Behandlung in einen anderen Mitgliedstaat z u begeben, 
nach A r t . 22 Abs. 1 Buchst, c, 2 V O N r . 1408/71 richtet. In diesem Zusammenhang 
ist zu berücksichtigen, daß nach A r t . 1 Buchst, a V O N r . 1408/71 „Arbeitnehmer" 
jede Person ist, die - gleichgültig, ob sie einer Erwerbstätigkeit nachgeht oder 
nicht - die Versicherteneigenschaft nach den für die soziale Sicherheit maßgeblichen 
Rechtsvorschriften eines oder mehrerer Mitgliedstaaten besitzt. 3 7 M i t h i n sind auch 
Rentner, die einem entsprechenden System angehören, ohne daß für sie besondere 
Bestimmungen gelten, insoweit „Arbeitnehmer". Der Begriff „Arbeitnehmer" be­
schränkt mithin den persönlichen Geltungsbereich der Verordnung N r . 1408/71 nicht 
etwa auf „tätige Arbeitnehmer" mit der Folge, daß nicht mehr aktive Arbeitnehmer 
ausgeschlossen werden. Dies folgt i m übrigen auch aus der Gesamtsystematik der 
A r t . 18 ff. V O N r . 1408/71, insbesondere aus den Bestimmungen der A r t . 25 ( A r ­
beitslose und deren Familienangehörige) und A r t . 26 (Rentenantragsteller und deren 
Familienangehörige), die gleichfalls einen umfassenden Arbeitnehmerbegriff voraus­
setzen. ( A m Rande sei bemerkt, daß der Gerichtshof in seiner Rechtsprechung zum 
Arbeitnehmerbegriff 3 8 ein illustratives Beispiel für seine Methode der Auslegung des 
sekundären Gemeinschaftsrechts - hier: der Verordnungen über die soziale Sicher­
heit - auf der Grundlage der Prinzipien und Zielsetzungen des primären Gemein­
schaftsrechts - hier: der A r t . 48 ff. E W G V - gibt.) 
Anknüpfend an seine frühere Entscheidung in Sachen Pierik - R S 117/77 - hat 
der Gerichtshof seine Rechtsprechung zur Auslegung des A r t . 22 Abs. 2 Unter­
absatz 2 V O N r . 1408/71 dahingehend präzisiert, daß die Voraussetzungen für die 
Anwendung dieser Vorschrift immer dann vorliegen, wenn der zuständige Sozial­
leistungsträger nach Beurteilung des medizinischen Sachverhalts, d. h . insbesondere 
des Gesundheitszustandes des betreffenden Arbeitnehmers, der Schwere seiner E r ­
krankung u . a., anerkennt, daß die betreffende Behandlung wirksam und notwendig 
ist. Liegt dieses Anerkenntnis vor, so darf die Genehmigung gemäß A r t . 22 Abs 1 
Buchst, c V O N r . 1408/71 nicht verweigert werden. Daraus folgt, daß sich der 
zuständige Träger allein von den medizinischen Erfordernissen leiten lassen darf, 
nicht aber davon, ob die betreffende Behandlung auch im Leistungskatalog seines 
eigenen Staates, d. h . des Wohnstaates, enthalten ist . 3 9 Die Sachleistungen, die der 
Arbeitnehmer für Rechnung des zuständigen Trägers in Anspruch nehmen kann, 
beziehen sich auf alle Leistungen, die der Sozialleistungsträger des Mitgliedstaates, 
in den sich der betreffende Arbeitnehmer begibt, gewähren kann, mithin auch auf 
solche, zu deren Erbringung er aufgrund der für ihn geltenden Vorschriften nicht 
verpflichtet ist. 
Die Worte „Leistungen bei Krankhei t und Mutterschaft" im Sinne des A r t . 4 Abs. 
4 Buchst, a und des Kapitels 1 des Titels I I I der Verordnung N r . 1408/71 (Art . 
18 ff.) sind im übrigen nach einer jüngst in einem anderen Zusammenhang ergan­
genen Entscheidung dahin auszulegen, daß sie auch Leistungen aufgrund einer ge­
setzlichen Regelung über die Invalidität umfassen, die den Charakter von ärztlichen 
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oder chirurgischen Versorgungsleistungen haben. 4 0 D a m i t hat der E u G H einmal 
mehr zu einer im Gemeinschaftsrecht häufig auftretenden Qualifikationsproblematik 
Stellung genommen, d . h . zu der Frage, welchen Inhalt und U m f a n g das gemein­
schaftsrechtliche soziale Sicherungssystem - hier: das soziale Sicherungssystem ge­
gen Krankheit - hat; diese Frage ist deshalb von großer praktischer Bedeutung, 
weil die nationalen Behörden und Gerichte i m Einzel fa l l entscheiden müssen, welche 
nationalen Sicherungssysteme welchem gemeinschaftsrechtlichen Sicherungssystem 
zuzuordnen sind, ein Problem, das i n Zusammenhang mit der Tuberkulosehilfe 
gemäß § 1244 a R V O i m Rahmen eines Vorabentscheidungsersuchens des B S G an 
den Gerichtshof früher bereits eine erhebliche Rol le gespielt hat . 4 1 Die Lösung dieses 
Qualifikationsproblems ist Voraussetzung dafür, daß man entscheiden kann, welche 
gemeinschaftsrechtliche Koordinierungsregel auf den betreffenden F a l l anzuwenden 
ist . 4 2 
Im Zusammenhang mit den beiden Entscheidungen in Sachen Pier ik erscheinen 
zwei Umstände bemerkenswert. Z u m einen w i r d anschaulich illustriert, wie in einer 
A r t juristischem „piecemeal engenineering" die Interpretation einzelner Vorschriften 
des Gemeinschaftsrechts Stück für Stück vorangetrieben und verfeinert w i r d und sich 
der Gerichtshof scheut (wohl z u Recht), durch allgemein gehaltene und abstrakte 
Ausführungen mit seiner Spruchpraxis de facto mehr zu entscheiden bzw. durch 
obiter dicta zu präjudizieren, als zur Beantwortung der ihm jeweils vorgelegten 
Frage erforderlich ist. (So hätte es etwa im vorliegenden F a l l nahegelegen, im 
Rahmen des A r t . 22 Abs. 2 Unterabsatz 2 V O N r . 1408/71 zwischen den ver­
schiedenen Typen von Gründen zu differenzieren, aus denen ein Arbeitnehmer, der 
seinen Wohnsitzstaat, in dem er eine bestimmte Behandlung nicht erhalten kann, 
verläßt, wie es die Kommission der E G in ihrer Stellungnahme getan hat; so ließe 
sich etwa zwischen medizinischen, finanziellen und medizinisch-ethischen (z. B. 
Schwangerschaftsabbruch) Gründen unterscheiden, aus denen eine Behandlung in dem 
durch die jeweiligen Rechtsvorschriften des Wohnsitzstaates geschnürten Leistungs­
paket nicht enthalten sein mag. 4 3) Z u m anderen ist die Neigung erkennbar, die 
Vorschriften des Gemeinschaftsrechts insoweit extensiv auszulegen, als dies i m Sinne 
einer vorsichtigen sozialen Harmonisierung innerhalb der Gemeinschaft liegt. Die 
zweite Pierik-Entscheidung hat diesen Eindruck, der bereits aus Anlaß der ersten 
Pierik-Entscheidung artikuliert worden w a r , 4 4 noch verstärkt. Im übrigen tritt in 
dieser Entscheidung natürlich auch insofern eine extensive Auslegung des Gemein-
schaftsrechts zutage, als der Gerichtshof die Rechte, die A r t . 22 Abs. 2 den Arbei t ­
nehmern einräumt, sehr großzügig bemißt; dadurch w i r d die „soziale Komponente" , 
welche die Rechtsprechung des Gerichtshofs auszeichnet, einmal mehr unterstrichen. 
d) Leistung bei Arbeitsuniall und Berufskrankheit 
Gemäß A r t . 61 Abs. 5 V O N r . 1408/71 (früher: A r t . 30 V O N r . 3) hat der 
zuständige Träger eines Mitgliedstaates, in dessen Rechtsvorschriften ausdrücklich 
oder stillschweigend vorgesehen ist, daß bei der Bemessung des Grades der Erwerbs­
minderung früher eingetretene oder festgestellte Arbeitsunfälle oder Berufskrank­
heiten zu berücksichtigen sind, auch die früher nach den Rechtsvorschriften eines 
anderen Mitgliedstaates eingetretenen oder festgestellten Arbeitsunfälle oder Berufs-
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krankheiten so zu berücksichtigen, als seien sie unter den für ihn geltenden Rechts­
vorschriften eingetreten oder festgestellt worden. In den beiden Streitverfahren, die 
den verbundenen Rechtssachen 173 und 174/78 ( V i l l a n o ) 4 5 zugrunde lagen, ging es 
um italienische Arbeitnehmer, die auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 
einen Arbeitsunfall erlitten hatten und die nach einem zweiten Arbeitsunfall in 
Italien bei den deutschen Versicherungsträgern beantragten, diesen zweiten U n f a l l 
jeweils bei der Entscheidung der Frage z u berücksichtigen, ob die i n den einschlä­
gigen deutschen Rechtsvorschriften vorgesehenen Voraussetzungen für die Gewäh­
rung einer Unfallrente erfüllt seien. Das B S G legte daraufhin dem Gerichtshof die 
Frage v o r : „Hat der beklagte deutsche Versicherungsträger nach A r t i k e l 30 Absatz 
1 der Verordnung N r . 3 des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über 
die soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer und nach A r t i k e l 61 Absatz 5 der 
Verordnung ( E W G ) N r . 1408/71 des Rates der Europäischen Gemeinschaften zur 
Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer, die innerhalb 
der Gemeinschaft z u - und abwandern, den in Italien später eingetretenen Arbeits­
unfal l des Klägers zu berücksichtigen, als ob er unter deutschen Rechtsvorschriften 
eingetreten wäre, wenn die Gewährung einer Rente an den Kläger aus einem frü­
heren nach deutschen Rechtsvorschriften eingetretenen Arbeitsunfall davon abhängt, 
daß die Hundertsätze der durch beide Arbeitsunfälle verursachten Minderung der 
Erwerbsfähigkeit wenigstens die Z a h l 20 erreichen (§ 581 Absatz 3 Satz 1 der 
Reichsversicherungsordnung)?" 4 6 Der Anspruch des Klägers auf Verletztenrente 
hing also jeweils davon ab, ob der zweite, in Italien erlittene U n f a l l aufgrund 
der Vorschriften des Gemeinschaftsrechts so zu berücksichtigen war, als sei er unter 
der Geltung der einschlägigen deutschen Rechtsvorschriften, d . h . des § 581 R V O 
geschehen; nur dann wäre die Voraussetzung der Minderung der Erwerbsfähigkeit 
insgesamt um 2 0 % erfüllt gewesen. 
D e r Gerichtshof hat klargestellt, daß sowohl die frühere Vorschrift des A r t . 30 
Abs . 1 V O N r . 3 als auch die heute geltende Bestimmung des A r t . 61 Abs. 5 V O 
N r . 1408/71 verlangen, daß der zuständige Träger eines Mitgliedstaates unter den 
oben erwähnten Voraussetzungen früher eingetretene oder festgestellte Arbeitsun­
fälle oder Berufskrankheiten zu berücksichtigen hat, und zwar auch, wenn diese 
Ereignisse nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaates eingetreten 
sind. Durch diese Regelung soll einem Arbeitnehmer, der bereits in einem anderen 
Mitgliedstaat Opfer eines Arbeitsunfalls oder einer Berufskrankheit geworden ist, 
die gleiche Behandlung zuteil werden wie einem Arbeitnehmer, der sich in gleicher 
Lage befindet, den Mitgliedstaat des zuständigen Trägers aber nicht verlassen hat. 
Auch die Zielsetzung der A r t . 48-51 E W G V verlangt nach Auffassung des Ge­
richtshofs jedoch keine entsprechende Anwendung dieser Vorschrift auf später nach 
den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaates eingetretenen Unfälle bzw. 
erlittene Berufskrankheiten. 4 7 Es bleibt also bei einer am Wortsinn der Vorschrift 
(„früher") orientierten Auslegung des A r t . 61 Abs. 5 V O N r . 1408/71. A n z u ­
knüpfen ist jeweils am Recht des Mitgliedstaates, in dessen Geltungsbereich sich der 
letzte Arbeitsunfall (bzw. Berufskrankheit) ereignet hat; dann ist zu fragen, ob das 
Recht dieses Mitgliedstaates für die Bemessung des Grades der Erwerbsunfähigkeit 
frühere Arbeitsunfälle berücksichtigt. Ist das der F a l l , so sind Arbeitsunfälle, die sich 
373 
Bernd Schulte / Hans F. Zacher 
in einem anderen Mitgliedstaat ereignet haben, hinsichtlich ihrer Folgen so zu be­
rücksichtigen, als seien sie unter der Geltung derjenigen nationalen Rechtsvorschrif­
ten geschehen, welche die Folgen des letzten Unfal ls regeln. 
Was die Berechnung von Geldleistungen angeht, die wegen Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten gezahlt werden, so hat nach A r t . 58 Abs. 1 V O N r . 1408/71 der 
zuständige Träger eines Mitgliedstaats, nach dessen Rechtsvorschriften bei der Be­
rechnung derartiger Leistungen ein Durchschnittsentgelt zugrundezulegen ist, dieses 
Durchschnittsentgelt ausschließlich aufgrund von Entgelten zu ermitteln, die für die 
nach Vorschriften dieses Mitgliedstaates zurückgelegten Zeiten festgestellt worden 
sind. Die unklar formulierte, aus dem Zusammenhang mit den sonstigen Vorschrif­
ten jedoch in gleicher Weise zu interpretierende Vorschrift des A r t . 18 Abs. 1 V O 
N r . 3 hat der Gerichtshof entsprechend ausgelegt. Erleidet also ein Arbeitnehmer, 
der nacheinander in mehreren Mitgliedstaaten gearbeitet hat, einen Arbeitsunfall , so 
w i r d gegebenenfalls das Grundentgelt für die Berechnung der ihm zustehenden 
Geldleistungen allein nach dem Durchschnittsentgelt berechnet, das er in dem Staat 
bezogen hat, in dem sich der U n f a l l ereignet hat . 4 8 
e) Leistung bei Älter und Invalidität 
Die Existenz nationaler Doppelleistungsvorschriften und die Kumulierungsver-
bote des Gemeinschaftsrechts haben i m Berichtszeitraum erneut zu einer Reihe von 
Vorlagen an den Gerichtshof geführt. 
aa) Insbesondere: Der Anwendungsbereich der Kumulierungsvorschriften 
So kommt es beispielsweise im Zusammenhang mit der Regelung des A r t . 12 
Abs. 2 V O N r . 1408/71 - früher: A r t . 11 Abs. 2 V O N r . 3 - immer wieder zu 
Auslegungsschwierigkeiten. Die Vorschrift lautet: „Ist in den Rechtsvorschriften 
eines Mitgliedstaates für den F a l l des Zusammentreffens mehrerer Leistungen der 
sozialen Sicherheit oder des Zusammentreffens solcher Leistungen mit anderen E i n ­
künften vorgesehen, daß die Leistungen gekürzt, zum Ruhen gebracht oder entzogen 
werden, so sind diese Vorschriften einem Berechtigten gegenüber auch dann anwend­
bar, wenn es sich um Leistungen, die nach den Rechtsvorschriften eines anderen M i t ­
gliedstaates erworben wurden, oder um Einkünfte handelt, die im Gebiet eines 
anderen Mitgliedstaates bezogen werden. Dies gilt jedoch nicht, wenn der Berech­
tigte Leistungen gleicher A r t bei Invalidität, Al ter , T o d (Renten) oder Berufskrank­
heit erhält, die von den Trägern zweier oder mehrerer Mitgliedstaaten gemäß den 
A r t i k e l n 46, 50 und 51 oder gemäß A r t i k e l 60 Absatz 1 Buchstabe b) festgestellt 
werden." Für diese Leistungsarten enthält die Verordnung N r . 1408/71 in Titel III 
(Art . 18 ff.) besondere Vorschriften. - In der R S 26/78 ( V i o l a ) 4 9 wurde der 
Gerichtshof bereits zum dritten M a l mit der Auslegung des Gemeinschaftsrechts aus 
Anlaß der Anwendung des A r t . 70 § 2 des belgischen Gesetzes vom 9. August 1963 
über Leistungen bei Krankhei t und Invalidität (Loi instituant et organisant un 
régime d'assurance obligatoire contre la maladie et l'invalidité) konfrontiert. Die 
Vorschrift besagt, daß dann, wenn der Schaden, für den ein Ausgleich durch L e i ­
stungen nach diesem Gesetz begehrt w i r d , nach allgemeinem Recht oder aufgrund 
anderer gesetzlicher Vorschriften abgedeckt ist, keine Kumulat ion mit den Versiche-
374 
Das Sozialrecht in der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs 
rungsleistungen eintritt. D ie Leistungen der belgischen Kranken- und Invalidenver­
sicherung treten mithin nicht neben eine aufgrund anderer Rechtsvorschriften ge­
währte Entschädigung; allerdings muß der Leistungsberechtigte zumindest dasjenige 
erhalten, was ihm nach der Sozialversicherung zusteht. 5 0 M i t dieser Regelung hatte 
es der Gerichtshof bereits i n der Rechtssache 75/76 (Kaucic) zu tun. In jenem Ver ­
fahren ging es um die Höhe einer Invalidenrente zugunsten der Erben eines italie­
nischen Arbeitnehmers, der vor seinem Tode nicht nur in Italien und Belgien, son­
dern auch in Österreich, also in einem Nicht-Mitgliedstaat der Gemeinschaft, ge­
arbeitet hatte. Der Kläger erhielt eine nach dem zwischen Italien und Österreich 
bestehenden zweiseitigen Sozialversicherungsabkommen berechnete Invalidenrente. 
Diese österreichische Rente zog der belgische Sozialversicherungsträger heran, um 
seine Leistung an den Kläger unter Berufung auf A r t . 70 § 2 des vorgenannten 
belgischen Gesetzes zu kürzen. Der Gerichtshof billigte diese Vorgehensweise, da es 
A r t . 28 Abs. 1 V O N r . 3 dem Träger eines Mitgliedstaates bei der Berechnung einer 
Leistung an einen Berechtigten, der sämtliche Versicherungszeiten ausschließlich nach 
den Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaates zurückgelegt hat, nicht untersage, eine 
Bestimmung seines innerstaatlichen Rechts anzuwenden, um seine Leistung um den 
Betrag einer Leistung zu kürzen, die der Versicherte aus einer außerhalb der Gemein­
schaft liegenden Quelle - i m konkreten F a l l : Österreich - bezieht. 5 1 In der R S 
83/77 (Naselli) ging es um die Frage, ob der zuständige belgische Träger berechtigt 
war, wiederum unter Berufung auf A r t . 70 § 2 des besagten belgischen Kranken-
und Invalidenversicherungsgesetzes die einem italienischen Arbeitnehmer allein nach 
belgischem Recht zustehende Invaliditätsrente um den auf eine in Italien bezahlte 
Invaliditätsrente entfallenden Betrag zu kürzen und die zuvor ungekürzt gewährte 
Rente in Höhe des Differenzbetrages zurückzufordern. Der Gerichtshof stellte in 
diesem Zusammenhang fest, daß die einschlägige Vorschrift der Verordnung N r . 3 
- A r t . 11 Abs. 2 V O N r . 3 - es nicht verbietet, innerstaatliche Kumulierungs-
verbote auf Leistungen anzuwenden, die allein nach innerstaatlichem Recht erwor­
ben worden s ind . 5 2 Entsprechendes gilt dann für die heute maßgebliche Vorschrift 
des § 12 Abs. 2 V O N r . 1408/71. Generalanwalt Warner stellt in seinen Schluß­
anträgen vom 14. 2. 1978 z u den Rechtssachen 87/77 (Naselli) und 98/77 (Schaap) 
die Ratio dieser Judikatur wie folgt dar: erfaßt eine Antikumulierungsvorschrift 
von sich aus, d . h . allein aufgrund des anwendbaren innerstaatlichen Rechts eines 
Mitgliedstaates Leistungen, die nach den Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaates 
erbracht werden, so kann sich ein Sozialversicherungsträger, der Leistungen nach 
den Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaates z u erbringen hat, nicht auf A r t . 11 
Abs . 2 V O N r . 3 (bzw. A r t . 12 Abs . 2 V O N r . 1408/71) berufen, um den A n ­
wendungsbereich der fraglichen Antikumulierungsvorschrift so auszudehnen, daß 
sie auch Leistungen erfaßt, auf die der Betroffene in einem anderen Mitgliedstaat 
Anspruch hat . 5 3 (So hat der Gerichtshof in der R S 34/69 (Duf fy ) 5 4 für eine A n t i ­
kumulierungsvorschrift des französischen und in der R S 184/73 (Kaufmann) 5 5 für 
eine solche des niederländischen Rechts entschieden.) Diese Regel sei ein A n w e n ­
dungsfall des allgemeinen Grundsatzes, daß die Berufung auf das Gemeinschafts­
recht zu dem Zweck, einer Person das z u nehmen, was sie bereits allein nach dem 
Recht eines Mitgliedstaates beanspruchen kann, unzulässig ist. D ie in den Rechtsvor-
375 
Bernd Schulte / Hans F. Zacher 
Schriften eines Mitgliedstaates für den F a l l des Zusammentreffens mehrerer Leistun­
gen der sozialen Sicherheit vorgesehenen Kürzungs- und Ruhensvorschriften dürfen 
also über A r t . 11 Abs. 2 S. 1 V O N r . 3 bzw. heute A r t . 12 Abs. 2 S. 1 V O 
1408/71 nur dann auf den Leistungsberechtigten angewandt werden, wenn er L e i ­
stungen erhält, die erst aufgrund dieser Verordnungen des Gemeinschaftsrechts er­
worben worden sind. Ist daher ein Sozialversicherungsträger ausschließlich nach 
Gemeinschaftsrecht verpflichtet, bestimmte Leistungen zu erbringen, so dehnt A r t . 11 
Abs. 2 S. 1 V O N r . 3 - vorbehaltlich der Regelung des Satzes 2 - (und gleiches 
gilt heute nach A r t . 12 Abs. 2 S. 1 V O N r . 1408/71) den Geltungsbereich der 
mitgliedstaatlichen Antikumulierungsvorschriften so weit aus, daß sie auch Leistun­
gen erfassen, die in anderen Mitgliedstaaten gewährt werden. Diese Regel ist als 
Anwendungsfall des allgemeinen Grundsatzes anzusehen, daß das Gemeinschafts­
recht dann, wenn es eine Leistung gewährt, auch deren Umfang begrenzen darf. 
Auch i n der eingangs erwähnten R S 26/78 ( V i o l a ) 5 6 ging es um die Inval id i ­
tätsrente eines Italieners, der in seinem Heimat land und i n Belgien gearbeitet hatte 
und dort alle Voraussetzungen des innerstaatlichen Rechts für den Erwerb des 
Anspruchs auf Invaliditätsrente nach dem belgischen Pflichtversicherungssystem für 
Krankheit und Invalidität erfüllte, ohne daß er sich auf Zeiten berufen mußte, die er 
i n einem anderen Mitgliedstaat - i m konkreten F a l l : in seinem Heimat land Italien 
- zurückgelegt hatte. Neben dieser belgischen Rente bezog der Kläger i n Italien 
eine Invaliditätsrente, die nach dem i n der Verordnung N r . 3 vorgesehenen Pro­
rata-Verfahren berechnet worden war ; mit dieser italienischen Rente waren nun 
über die Grundrente hinaus bestimmte Zuschläge (Zuschlag für den unterhaltsbe­
rechtigten Ehegatten und Weihnachtszuschlag) verbunden. D ie Frage, was i n Italien 
als „Invaliditätsrente" anzusehen war - lediglich die Grundrente oder die gesamte 
Rente (Grundrente -f- Zuschlag für den unterhaltsberechtigten Ehegatten -f Weih-
nachtszuschlag) - sah der Gerichtshof zu Recht als eine innerstaatliche, nicht zum 
Gemeinschaftsrecht gehörige und deshalb der Kompetenz des Gerichtshofs entzo­
gene Frage an. Im übrigen w i r d bei dieser Gelegenheit nochmals die bereits in den 
früher ergangenen Entscheidungen vertretene Rechtsau ff assung wiederholt: die in 
A r t . 11 Abs. 2 V O N r . 3 enthaltenen Beschränkungen können den Versicherten in 
bezug auf die Leistungen entgegengehalten werden, die sie aufgrund der Verord­
nungen N r . 3 und 4 erworben haben. Umgekehrt steht die Verordnung N r . 3 nicht 
der Anwendung innerstaatlicher Antikumulierungsvorschriften auf solche Leistun­
gen entgegen, die der Versicherte allein nach Maßgabe des nationalen Rechts bean­
spruchen kann. In der zuletzt genannten Fallgestaltung hat das Gemeinschaftsrecht 
allerdings insofern mittelbar eine Sperrwirkung, als dann, wenn die Bestimmungen 
des innerstaatlichen Rechts einschließlich der Antikumulierungsvorschriften für den 
Versicherten ungünstiger sind als die gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften über Z u ­
sammenrechnung und Proratisierung, diese zuletzt genannten Vorschriften A n w e n ­
dung finden; der Versicherte hat dann also zumindest Anspruch auf den unter Z u ­
grundelegung der Gemeinschaftsvorschriften errechneten Betrag. In dieser Recht­
sprechung kommt mithin in gewisser Weise zugleich ein Vorrang des Gemeinschafts­
rechts gegenüber dem nationalen Recht zum Ausdruck. 
Renten wegen Berufs- und Erwerbsunfähigkeit, Altersruhegelder und Hinterblie-
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benenrenten (nicht aber Waisenrenten; s. die Sonderregelung in A r t . 77 ff. V O N r . 
1408/71) werden, wenn für den Versicherten in mindestens zwei Mitgliedstaaten 
Versicherungszeiten im Sinne des A r t . 1 Buchst, r vorliegen, entsprechend der Rege­
lung in A r t . 44-51 V O N r . 1408/71 festgestellt. Dabei werden dann nach den 
Gemeinschaftsverordnungen i m Grundsatz alle in den verschiedenen Mitgliedstaaten 
zurückgelegten Versicherungszeiten berücksichtigt. D ie Verordnungen regeln sowohl 
die Prüfung der Anspruchsvoraussetzungen als auch die A r t und Weise der Berech­
nung der Renten, wobei sie sich an der Zielvorstellung orientieren, daß die Wander­
arbeitnehmer (bzw. ihre Hinterbliebenen), die wahrend des Arbeitslebens mehreren 
nationalen Systemen der sozialen Sicherheit angehört haben, keine Einbuße an Rech­
ten erleiden, ihnen aber auch keine ungerechtfertigten Anspruchshäufungen ( K u m u ­
lierungen) erwachsen sollen. Was die Voraussetzungen derartiger Rentenansprüche 
angeht, so berücksichtigt der zuständige Träger, soweit erforderlich, grundsätzlich 
auch die in anderen Mitgliedstaaten zurückgelegten Versicherungs- und Wohnzeiten 
wie eigene Zeiten (Art . 45 Abs . 1 V O N r . 1408/71). Durch diese Zusammenrech­
nung der Zeiten aus verschiedenen Mitgliedstaaten werden die i n mehreren natio­
nalen Systemen der sozialen Sicherheit zurückgelegten Versicherungsperioden zu 
einem „Versicherungsleben" verschmolzen. In diesem Zusammenhang ist zu beach­
ten, daß A r t . 45 V O N r . 1408/71 nur die Zusammenrechnung der Versicherungs­
zeiten für den „Erwerb, die Aufrechterhaltung oder das Wiederaufleben des L e i -
stungsanspruchs" vorsieht, die Vorschrift jedoch nicht für die Feststellung der Ver-
sicherungspflicht bei einer bestimmten Rentenversicherung bzw. für die Feststellung 
des Wegfalls der gesetzlichen Versicherungspflicht (auch nicht analog) herangezogen 
werden kann; die Fragen des Beginns und der Beendigung der Zugehörigkeit zu 
verschiedenen Systemen der sozialen Sicherheit richtet sich ausschließlich nach den 
jeweiligen innerstaatlichen Rechtsvorschriften. 5 7 
bb) Insbesondere: D ie Anwendung der Kumulierungsvorschriften in concreto 
Was die Berechnung der Renten angeht, so werden grundsätzlich sämtliche Ver­
sicherungszeiten berücksichtigt. D ie A r t und Weise der Rentenberechnung richtet 
sich im einzelnen danach, ob der Rentenanspruch bereits allein aufgrund der natio­
nalen Versicherungszeiten und Rechtsvorschriften, d. h . rein innerstaatlich besteht, 
oder ob er nur aufgrund der Zusammenrechnung der in mehreren Mitgliedstaaten 
zurückgelegten Versicherungszeiten, d. h . zwischenstaatlich gegeben ist. Besteht der 
Rentenanspruch nur zwischenstaatlich, d. h . durch Zusammenrechnung der Versiche­
rungszeiten aus mehreren Mitgliedstaaten, so w i r d die Rente nach der Regelung des 
A r t . 46 Abs. 2 V O N r . 1408/71 auch zwischenstaatlich berechnet; ist der Renten­
anspruch dagegen bereits innerstaatlich, d . h . aufgrund der Versicherungszeiten eines 
einzigen Mitgliedstaates gegeben, so finden sowohl eine innerstaatliche als auch eine 
zwischenstaatliche Rentenberechnung statt. D i e innerstaatliche Rentenberechnung 
erfolgt in der Weise, daß der zuständige Träger unter Außerachtlassung der frem­
den Zeiten und der Vorschriften des Gemeinschaftsrechts die Leistungen allein nach 
den innerstaatlichen Rechtsvorschriften berechnet (Art . 46 Abs. 1 V O N r . 1408/71). 
Die zwischenstaatliche Rentenberechnung sieht so aus, daß der zuständige Träger 
jedes Mitgliedstaates, dessen Vorschriften für den betreffenden Arbeitnehmer galten, 
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einen sog. theoretischen Betrag (Art . 46 Abs. 2 Buchst, a) ermittelt, d . h . den Be­
trag, der sich nach den innerstaatlichen Vorschriften dann ergäbe, wenn alle über­
haupt in Mitgliedstaaten der Gemeinschaft zurückgelegten Zeiten in dem betreffen­
den Staat zurückgelegt worden wären. Im Wege der sog. Proratisierung, d. h . durch 
Auftei lung dieses theoretischen Betrages in dem Verhältnis, in dem die in dem 
betreffenden Mitgliedstaat zurückgelegten Versicherungszeiten zu den überhaupt in 
Mitgliedstaaten zurückgelegten Zeiten stehen, w i r d dann der tatsächlich geschuldete 
Betrag im Sinne einer Teilrente gebildet (Art . 46 Abs. 2 Buchst, b). Diese Teilrente 
w i r d mit der innerstaatlichen Rente verglichen; den höheren der beiden auf diese 
Weise gegenübergestellten Rentenbeträge kann der Rentenberechtigte beanspruchen 
(Art . 46 Abs. 1 Unterabsatz 2 S. 2). A l l e beteiligten Träger haben also jeweils die 
innerstaatliche Rente, den theoretischen Betrag, die Teilrente und den danach effek-
tiv geschuldeten Rentenbetrag festzustellen. Der rentenberechtigte Arbeitnehmer hat 
Anspruch auf die Summe der so festgestellten Leistungsbeträge, allerdings mit einer 
wesentlichen Einschränkung: der höchste der nach A r t . 46 Abs. 2 Buchst, a berech­
neten theoretischen Beträge bildet die obere Grenze dessen, was er beanspruchen 
kann (Art . 46 Abs. 3 Unterabsatz 1). Übersteigt die Summe der von den Trägern 
aus den verschiedenen Mitgliedstaaten errechneten Leistungsbeträge diese obere 
Grenze, so hat jeder der beteiligten Träger, der die Vorschrift des A r t . 46 Abs. 1 
V O N r . 1408/71 anwendet, seine Leistung um einen Betrag zu kürzen, der dem 
Verhältnis des die Obergrenze bildenden theoretischen Betrages zu der erwähnten 
Summe der Rechnungsbeträge entspricht. M i t dieser Regelung soll sichergestellt wer­
den, daß ein Wanderarbeitnehmer gegenüber einem Versicherten, der sein gesamtes 
Berufsleben in einem Mitgliedstaat zurückgelegt hat, nicht ungerechtfertigt bevor­
zugt w i r d ; die gesamte dem Wanderarbeitnehmer zustehende Rentenleistung soll 
ihrer Höhe nach nicht die Rente überschreiten, die ihm zustünde, wenn er sein ganzes 
Versicherungsleben in dem Mitgliedstaat verbracht hätte, dessen Rentenrecht im 
konkreten F a l l die höchste Rente gibt. Freilich impliziert dieser Berechnungsmodus, 
daß der, dem Rente so berechnet w i r d , über den Betrag einer niedrigeren nationalen 
Rente hinauskommen kann. 
Die vorstehend nur grob skizzierten Vorschriften zum Rentenrecht haben wie 
kaum eine andere Regelung des Gemeinschaftsrechts K r i t i k hervorgerufen, Zweifel 
aufgeworfen und nicht zuletzt eben auch den Gerichtshof beschäftigt.5 8 Es wäre 
gewiß verfehlt, diese Schwierigkeiten bei der Handhabung der EWG-Verordnungen 
über die soziale Sicherheit dem Verordnungsgeber anzulasten. M a n muß vielmehr 
berücksichtigen, daß es sich um Vorschriften handelt, die ganz unterschiedliche 
Rechtssysteme koordinieren sollen. Der Verordnungsgeber mußte nahezu ohne V o r ­
erfahrungen auf einem Feld arbeiten, dem auch rechtswissenschaftliche Durchdrin­
gung fehlte; selbst als im Jahr 1971 die Verordnung N r . 1408/71 erlassen wurde, 
betraf die Regelung noch immer ein nicht v o l l überschaubares Gebiet. Das erklärt 
den zuweilen „grobmaschigen" Inhalt und die manchmal unklaren und „offenen" 
Formulierungen. 
Im Berichtszeitraum wurde der Gerichshof im Zusammenhang mit der vorstehend 
dargestellten Problematik im Falle Schaap (RS 176/78) vom niederländischen Cen­
trale Raad van Beroep in ein und demselben Rechtsstreit bereits zum zweiten M a l 
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angerufen. Der Kläger des Ausgangsverfahrens, ein niederländischer Staatsangehö­
riger, hatte von 1929 bis 1933 Versicherungszeiten in Deutschland zurückgelegt. 
V o n 1934 an lebte er in den Niederlanden, wo er - mit einer Unterbrechung von 
1940 bis 1945 - erst als Arbeitnehmer und dann als Selbständiger berufstätig war. 
A m 1. Juni 1972 wurde der Kläger arbeitsunfähig und bezog von diesem Zeitpunkt 
an eine Invalidenrente aufgrund des niederländischen Gesetzes über die Arbeits­
unfähigkeitsversicherung (Wet op de Arbeidsongeschiktheidsverzekering); zugleich 
erhielt er eine deutsche Erwerbsunfähigkeitsrente. D a der Kläger von der Möglich­
keit der Vorschriften über die Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts 
in der Sozialversicherung Gebrauch gemacht und für den Zeitraum von 1934 bis 1945 
freiwil l ig Rentenversicherungsbeiträge nachentrichtet hatte, war diese deutsche Inva­
liditätsrente höher, als sie allein aufgrund der in Deutschland zurückgelegten Pflicht­
versicherungszeiten gewesen wäre. M i t seiner Klage wandte sich der Kläger dagegen, 
daß die zuständige niederländische Bedrijfsvereniging ihre Leistung unter Berufung 
auf A r t . 46 Abs. 3 V O N r . 1408/71 um die gesamte deutsche Rente kürzte, also auch 
um den auf die freiwillige Nachentrichtung von Beiträgen entfallenden Te i l . 
In seinem Urte i l auf die erste Vorlage i m Rahmen dieses Verfahrens verwies der 
Gerichtshof auf A r t . 46 Abs. 2 V O N r . 574/72, wonach bei der Durchführung des 
A r t . 46 Abs. 3 V O N r . 1408/71 die Leistungsbeträge, die den Zeiten der freiwil-
ligen Versicherung oder freiwilligen Weiterversicherung entsprechen, nicht berück­
sichtigt werden. Darunter fallen auch Leistungen für eine Versicherungszeit, für die 
ein Arbeitnehmer - wie beispielsweise der Kläger i m Ausgangsfall - aufgrund 
entsprechender Rechtsvorschriften Versicherungsbeiträge nachentrichtet hat. Unter 
Hinweis auf sein U r t e i l in der R S 37/77 (Greco) 5 9 bekräftigte der Gerichtshof 
überdies seine Rechtsansicht, daß die V O N r . 1408/71 die vollständige Anwendung 
der nationalen Rechtsvorschriften einschließlich der nationalen Antikumulierungs­
vorschriften nicht hindert, wenn ein Arbeitnehmer eine Rente allein nach inner­
staatlichen Rechtsvorschriften erhält, daß jedoch gemäß A r t . 46 Abs. 1 V O N r . 
1408/71 das System der Zusammenrechnung und Proratisierung anzuwenden ist, 
wenn dessen Anwendung günstiger ist als die der innerstaatlichen Vorschriften. 6 0 
A u f die zweite Vorlage des Centrale Raad van Beroep hin hat der Gerichtshof 
seine obige Feststellung dahingehend präzisiert, daß A r t . 46 Abs. 2 V O N r . 574/72 
entgegen dem engeren Wortlaut seiner Uberschrift „Berechnung der Leistungen bei 
Überschneidung von Zeiten" auf alle unter A r t . 46 Abs. 3 V O N r . 1408/71 fallen­
den Sachverhalte anzuwenden ist und nicht nur auf die Fälle eines Zusammentreffens 
von Versicherungszeiten i m Sinne von A r t . 46 Abs. 2 Buchst, a und b V O N r . 
1408/71. 6 1 In der Konsequenz bedeutet das, daß die Überschrift des A r t . 46 V O 
N r . 574/72 den Absatz 2 dieser Vorschrift nicht einschränkt: der auf freiwillige 
Beiträge entfallende Leistungsanteil bleibt also bei der im Rahmen des A r t . 46 
Abs. 3 V O N r . 1408/71 stattfindenden Leistungsbegrenzung nach oben (s. dazu die 
vorstehenden Ausführungen) in jedem Falle außer Betracht. Dieses Ergebnis recht­
fertigt sich letztlich wohl aus der Überlegung, daß einem rentenberechtigten Arbei t ­
nehmer die Vorteile freiwilliger Beitragszahlungen zur Alters- b z w . Invaliditäts­
versicherung erhalten bleiben sollen. Im übrigen beinhaltet das Ur te i l eine K l a r ­
stellung und Korrektur der Verordnung N r . 574/72. 
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In der R S 236/78 (Mura), mit der sich der Gerichtshof i m U r t e i l v o m 16. 5. 1979 
befaßte, 6 2 ging es gleichfalls um A r t . 46 V O N r . 1408/71. Bereits zwei Jahre zuvor 
hatte der Gerichtshof i m Rahmen desselben Ausgangsverfahrens entschieden, daß 
die Verordnung N r 1408/71 die vollständige Anwendung der nationalen Rechts­
vorschriften einschließlich der nationalen Antikumulierungsvorschriften nicht h in­
dere, wenn ein Arbeitnehmer eine Rente allein aufgrund der nationalen Rechtsvor­
schriften erhalte, doch sei nach A r t . 46 Abs. 1 V O N r . 1408/71 das System der Z u ­
sammenrechnung und Proratisierung anzuwenden, wenn dessen Anwendung gün­
stiger sei als die der nationalen Rechtsvorschriften. 6 3 A u f die weitere Frage der 
vorlegenden Cour du T r a v a i l Möns, ob durch A r t . 46 Abs . 1 Unterabsatz 2 die A n ­
wendung von A r t . 46 Abs. 2 Buchst, c ausgeschlossen werde, erhielt dieses Gericht 
nun folgende A n t w o r t : „Artikel 46 der Verordnung N r . 1408/71 ist i n seiner Ge­
samtheit anzuwenden, wenn er für den Arbeitnehmer günstiger ist, als es die na­
tionalen Rechtsvorschriften allein wären, nach denen der Arbeitnehmer eine Rente 
erhält." Die Entscheidung macht einmal mehr deutlich, daß der Gerichtshof in seiner 
Rechtsprechung darauf abzielt, dem Wanderarbeitnehmer den Bezug des jeweils 
höchsten Leistungsbetrages zu ermöglichen, den er entweder aufgrund der nationa­
len Vorschriften oder der einschlägigen Vorschriften des Gemeinschftsrechts bean­
spruchen kann. D ie Tendenz, der Freizügigkeit (Art . 48-51 E W G V ) zum Durch-
bruch zu verhelfen, w i r d hier offenkundig. Auch zeigt sich, damit eng verknüpft, 
die soziale Komponente zugunsten der Arbeitnehmer, welche die gesamte sozial-
rechtliche Rechtsprechung des Gerichtshofs wie ein roter Faden durchzieht. 6 4 
A u f dem Hintergrund dieser ziemlich deutlich zutage tretenden Tendenz i n der 
Rechtsprechung des E u G H ist es an sich verwunderlich, daß die nationalen Gerichte 
wiederholt weitgehend gleiche Vorlagen dem Gerichtshof unterbreitet haben. A l l e r ­
dings ist den nationalen Gerichten zugute z u halten, daß die „Lakonik", die die U r ­
teile des Gerichtshofs auszeichnet, mitunter ihre Klarhei t und Verständlichkeit 
beeinträchtigt. Das gilt selbst dann, wenn man die in der Regel ausführlicheren 
Schlußanträge der Generalanwälte zur Erläuterung der Entscheidungsinhalte her­
anzieht. H i n z u kommt, daß die Vorschriften der Verordnung N r . 1408/71 i n der 
Tat manche Frage offenlassen mußten, so daß der Gerichtshof - gleichsam systemim­
manent - zur Klarstel lung und Lückenschließung angerufen werden muß. 
Exemplarisch dafür ist die Entscheidung des Gerichtshofs in der R S 180/78 (Brou-
wer-Kaune) , 6 5 die nur auf dem Hintergrund der Regelung betreffend die K o o r d i ­
nierung unterschiedlicher Rentensysteme zu verstehen ist. 
Diese Regelung beruht auf der Unterscheidung zwischen Leistungssystemen des 
„Typ A " (Beispiel: Niederlande) und des „Typ B " (Beispiel: Bundesrepublik 
Deutschland), je nachdem, ob sie die Leistungshöhe von der Versicherungsdauer un-
abhängig ausgestalten (A) oder ob sie diese i m Gegenteil von der Versicherungs­
dauer abhängig sein lassen (B) . 6 6 In A r t . 43 V O N r . 1408/71 w i r d ausdrücklich 
der F a l l geregelt, daß eine von zwei bereits festgestellten und erworbenen Invalidi-
tätsleistungen i n eine Altersleistung umgewandelt w i r d . Das vorstehend erwähnte 
Ur te i l erstreckt i m Lichte der Rat io des A r t . 40 Abs. 1 V O N r . 1408/71 die Geltung 
des A r t . 43 auf den nicht ausdrücklich geregelten F a l l , daß die Umwandlung der 
Leistung bei Invalidität in einem Mitgliedstaat bereits erfolgt, bevor die Feststel-
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lung der Invaliditätsleistung in dem anderen Mitgliedstaat stattgefunden hat. (Art . 
43 erwähnt nämlich in seinem Absatz 2 ausdrücklich nur den F a l l , daß der L e i ­
stungsberechtigte bereits zwei Invaliditätsrenten bezogen hat, bevor eine davon in 
eine Altersrente umgewandelt wird.) D i e Gewährleistung der dem Betroffenen a l ­
lein aufgrund der nationalen Vorschriften ohne Rückgriff auf das Zusammenrech-
nungs- und Proratisierungsverfahren zustehenden Ansprüche und die Garantie der 
ggf. daraus resultierenden Vorteile gilt nämlich nach A r t . 40 Abs. 1 V O N r . 1408/71 
auch für Fälle der Invalidität. („Ein Arbeitnehmer, für den nacheinander oder ab­
wechselnd die Rechtsvorschriften von zwei oder mehr Mitgliedstaaten galten, erhält, 
sofern die Rechtsvorschriften mindestens eines dieser Staaten nicht von der i n A r t . 
37 Abs. 1 bezeichneten A r t sind, Leistungen in entsprechender Anwendung von K a ­
pitel 3 unter Berücksichtigung von Absatz 3.") M i t h i n sind auch die Vorschriften 
des Kapitels 3 - Al ter und T o d (Renten) - der Verordnung N r . 1408/71 (Art . 44 ff.) 
anwendbar auf die Feststellung der Leistungen bei Invalidität im Falle eines Arbei t ­
nehmers, für den nacheinander oder abwechselnd die Vorschriften zweier oder mehr 
Mitgliedstaaten galten, sofern nicht Rechtsvorschriften mindestens eines dieser Staa­
ten nicht von der in A r t . 37 Abs. 1 bezeichneten A r t sind, d. h . sofern die Vorschrif­
ten eines Mitgliedstaates die Höhe der Leistungen bei Invalidität von der Versiche­
rungsdauer abhängig sein lassen; damit gilt insbesondere A r t . 46 V O N r . 1408/71, 
der die innerstaatlichen Antikumulierungsvorschriften beschränkt, auch für Inval i ­
ditätsleistungen. Die Vorschrift des A r t . 40 Abs . 1 V O N r . 1408/71 ist deshalb 
dahin auszulegen, daß sie für die Feststellung von Leistungen bei Invalidität in 
einem Mitgliedstaat, in dem einem Arbeitnehmer der Anspruch auf solche Leistungen 
durch Rechtsvorschriften der in A r t . 37 Abs. 1 V O N r . 1408/71 genannten A r t , d. h . 
unabhängig von der Dauer der Versicherungszeiten zuerkannt worden ist, auch 
dann gilt, wenn der Betroffene bereits vor der Begründung dieses Anspruchs nach 
dem Recht eines anderen Mitgliedstaats, das auf die Dauer der Versicherungs­
zeiten abstellt, Anspruch auf eine Leistung bei Alter infolge der Umwandlung einer 
früheren Leistung bei Invalidität hat. Im Ergebnis ist deshalb festzuhalten, daß 
A r t . 46 V O N r . 1408/71 jedenfalls bei der hier vorliegenden Fallkonstellation nicht 
nur für den F a l l gilt, daß gleichartige Leistungen, seien es Leistungen bei Al ter oder 
Leistungen bei Invalidität, zusammentreffen, sondern auch dann, wenn dies in bezug 
auf verschiedenartige Leistungen, nämlich eine Leistung bei Al ter und eine bei In­
validität der F a l l ist. 
U m Kumulierungsfragen ging es auch i n der R S 100/78 (Rossi). 6 7 A r t . 76 V O 
N r . 1408/71 sieht für Arbeitnehmer und Arbeitslose, deren Familienangehörige 
in einem anderen als dem zuständigen Mitgliedstaat wohnen, in bezug auf die die­
sem Personenkreis zustehenden Familienleistungen eine Regelung vor, wonach der 
Anspruch auf die gem. A r t . 73 und 74 geschuldeten Familienleistungen oder -beihil-
fen ausgesetzt w i r d , wenn wegen der Ausübung einer beruflichen Tätigkeit ent­
sprechende Leistungen auch nach den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem 
die Familienagehörigen wohnen, „zu zahlen sind". Eine entsprechende Regelung 
enthält A r t . 79 Abs. 3 V O N r . 1408/71 in bezug auf entsprechende Leistungen für 
unterhaltsberechtigte K i n d e r von Rentnern sowie für Waisen: „Der Anspruch auf 
Leistungen nach Absatz 2 und aufgrund der A r t i k e l 77 und 78 w i r d ausgesetzt, 
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wenn für die Kinder Anspruch auf Leistungen oder Familienbeihilfen nach den 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats wegen Ausübung einer Erwerbstätigkeit be­
steht. In diesem F a l l gelten sie als Familienangehörige eines Arbeitnehmers." Der 
Kläger, ein in Belgien lebender italienischer Wanderarbeitnehmer, erhielt seit dem 
11. Dezember 1967 aufgrund einer Berufskrankheit vom dafür zuständigen bel­
gischen Fonds des Maladies Professionelles wegen einer dauernden 100°/oigen A r ­
beitsunfähigkeit eine Invaliditätsrente; zugleich erhielt er von der Beklagten, der 
Caisse de Compensation pour Allocations Familiales des Regions de Charleroi et N a -
mur Familienbeihilfen für seine beiden Kinder . D ie Verpflichtung des belgischen 
Trägers der Familienbeihilfen resultierte aus der Vorschrift des A r t . 77 Abs . 2 
Buchst, a V O N r . 1408/71, wonach ein Rentner, der nach den Rechtsvorschriften 
eines einzigen Mitgliedstaats Rente bezieht, auch die Familienleistungen nach den 
Rechtsvorschriften des für die Rente zuständigen Mitgliedstaats erhält. A m 28. 2. 
1973 kehrte der Kläger mit seiner Familie nach Italien zurück. Daraufhin setzte die 
Beklagte die Zahlung der Familienbeihilfen mit der Begründung aus, die Ehefrau 
des Klägers übe in Italien eine Erwerbstätigkeit aus, die geeignet sei, einen Anspruch 
auf Familienbeihilfen nach italienischem Recht zu eröffnen. Das dafür zuständige 
Istituto Nazionale della Previdenza Sociale ( INPS) Bologna lehnte jedoch einen 
entsprechenden Antrag der Ehefrau des Klägers durch Beschluß v o m 13. 4. 1976 
mit der Begründung ab, nach italienischem Recht sei der Vater für die Zwecke der 
Familienbeihilfe Familien vorstand; diese Eigenschaft sei auch nicht auf seine Ehe­
frau übertragbar, da der Vater weder arbeitsunfähig noch arbeitslos sei. Der Ge­
richtshof hatte also über die Frage zu entscheiden, ob der belgische Träger der Fa­
milienbeihilfen die Leistungen auch dann gewähren muß, wenn in Italien selbst 
zwar ebenfalls ein Anspruch auf Leistungen besteht, wei l ein Familienangehöriger 
des Rentners dort berufstätig ist, dieser Anspruch aber wegen einer Besonderheit 
des italienischen Rechts nicht durchsetzbar ist, oder ob sich der belgische Träger auf 
A r t . 79 Abs. 3 V O N r . 1408/71 berufen und seine Leistung aussetzen kann. M i t der 
Begründung, daß eine Antikumulierungsvorschrift nur dann sinnvoll und anwend­
bar sei, wenn nach dem Recht des Staates der Erwerbstätigkeit tatsächlich ein L e i -
stungsanspruch gegeben sei, erkannte der Gerichtshof zunächst für Recht, daß die 
Aussetzung des Anspruchs auf Familienbeihilfen für Kinder , die gegen ihren ren­
tenberechtigten Vater einen Unterhaltsanspruch nach dem Recht eines M i t g l i e d ­
staats haben, nach A r t . 79 Abs. 3 V O N r . 1408/71 dann nicht stattfindet, wenn die 
Mutter den Anspruch auf die gleichen Leistungen nach dem Recht eines anderen M i t ­
gliedstaates trotz einer von ihr ausgeübten Erwerbstätigkeit nicht auch tatsächlich 
erworben hat; darüber hinaus befand er, daß für den F a l l , daß der Betrag der Bei­
hilfen, deren Zahlung ausgesetzt w i r d , über demjenigen der Beihilfen liegt, die we­
gen einer Ausübung einer Erwerbstätigkeit gezahlt werden, die Antikumulierungs­
vorschrift des A r t . 79 Abs. 3 V O N r . 1408/71 nur teilweise anzuwenden und der 
Unterschiedsbetrag als Ergänzung zu gewähren ist . 6 8 
Eine vollständige Aussetzung der Gewährung von Familienleistungen nach Maß­
gabe des A r t . 79 Abs. 3 V O N r . 1408/71 kommt mithin nur in Betracht, wenn diese 
Leistungen gleich hoch oder aber niedriger sind als die Leistungen, auf die i m W o h n ­
land - hier: in Italien - ein Anspruch besteht. Diese Auslegung entspricht der bereits 
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erwähnten, in der Rechtsprechung des E u G H vorherrschenden Tendenz, A r t . 51 
E W G V und die allgemeinen Zielvorstellungen des EWG-Vertrages dahin auszu­
legen, daß den Wanderarbeitnehmern aus dem Gebrauchmachen von der ihnen ein­
geräumten Freizügigkeit keine Nachteile erwachsen und ihnen insbesondere keine 
einmal erworbenen Rechtspositionen - hier: Ansprüche auf Familienleistungen in 
einer bestimmten Höhe im Beschäftigungsland Belgien - verloren gehen. Das E r ­
gebnis entspricht dem Urte i l des Gerichtshofes in der R S 134/77 (Ragazzoni): D a ­
mals hatte der Gerichtshof i m Hinbl ick auf A r t . 76 V O N r . 1408/71 entschieden, 
daß Familienbeihilfen nach den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem die 
Familienangehörigen wohnen, nur dann „zu zahlen s ind" , wenn das Recht dieses 
Wohnlandes derjenigen Person in der Familie, die i n diesem Staat beschäftigt ist, 
einen Anspruch auf Zahlung von Familienbeihilfen gibt; dazu gehört, daß die i m 
Wohnland anspruchsberechtigte Person alle in den internen Rechtsvorschriften 
dieses Staates für die Ausübung des Anspruchs aufgestellten Voraussetzungen er­
füllt . 6 9 
Im Ergebnis vermag die Rechtslage, wie sie sich aufgrund dieser Rechtsprechung 
nunmehr darstellt, dennoch nicht ganz zu befriedigen: die belgische Regierung hat 
in ihrer Stellungnahme darauf hingewiesen, daß die erwerbstätige Mutter nach i ta­
lienischem Recht Anspruch auf Familienleistungen habe, wenn der Vater als ar­
beitsunfähig anerkannt sei. In Belgien wurde dem Kläger eine Invaliditätsrente we­
gen 100°/oiger Arbeitsunfähigkeit gewährt. N u r wei l das I N P S als zuständiger 
italienischer Träger seinerseits die Arbeitsunfähigkeit - möglicherweise zu Unrecht -
verneinte, blieb die belgische Familienkasse ihrerseits zur Leistung verpflichtet. Es 
kommt hinzu, daß die Entscheidung des italienischen Sozialleistungsträgers nach In­
krafttreten des italienischen Gesetzes N r . 903 v . 9. 12. 1977 über die Gleichbehand­
lung von M a n n und Frau i m Arbeitsrecht (Gazetta Ufficiale ν. 17. 12. 1977) nicht 
mehr mit dem geltenden Recht in Einklang stand; auf Antrag der Ehefrau des Klä­
gers und aufgrund einer vom Kläger selbst abgegebenen Erklärung, seinerseits auf 
Familienbeihilfe zu verzichten, wäre also der italienische Träger zur Leistung ver­
pflichtet gewesen. Solange die Ehefrau des Klägers und der Kläger selbst entspre­
chende Schritte nicht einleiteten (und verpflichtet dazu waren sie nicht), fehlte es an 
einer Voraussetzung für einen Anspruch der Ehefrau des Klägers auf Familienbei­
hilfen in Italien und damit zugleich an einer Voraussetzung für eine Aussetzung 
der Leistung gemäß A r t . 79 Abs. 3 V O N r . 1408/71 durch die belgische Familien­
kasse. Der Fa l l zeigt anschaulich die Grenzen der Leistungsfähigkeit der Gemein­
schaftsvorschriften über die soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer auf, die sich 
eben lediglich bemühen, die verschiedenen nationalen Systeme der sozialen Sicher­
heit in der Weise aufeinander abzustimmen, daß sie dem einzelnen Leistungsberech­
tigten entweder unmittelbar Ansprüche nach nationalem Recht sicherstellen oder 
aber Ansprüche aufgrund durch Gemeinschaftsrecht ergänzten nationalen Rechts ge­
währleisten, nicht aber ein gemeinsames System der sozialen Sicherheit für alle neun 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft geschaffen haben. 
Der E u G H hat dieses Gemeinschaftsrecht einheitlich auszulegen. Eine solche ein-
heitliche Auslegung gebietet es u . a., die in den verschiedenen Amtssprachen der Ge­
meinschaft geltenden Gemeinschaftsverordnungen nicht isoliert zu betrachten, 
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sondern jede einzelne Vorschrift notfalls unter Berücksichtigung ihrer Fassung in 
den anderen Amtssprachen zu interpretieren. Das führt beispielsweise dazu, den 
Ausdruck „diens echtgenote" in der niederländischen Fassung des A r t . 10 Abs. 1 
Buchst, b V O N r . 574/72, der dort wörtlich „seine Ehefrau" bedeutet, den anderen 
sprachlichen Fassungen entsprechend als „Ehegatte" („spouse", „conjoint", «co­
niuge"), d. h . als männliche und weibliche Ehepartner umfassend auszulegen. A l l e i n 
eine derartige Auslegung entspricht i m übrigen auch dem Grundsatz der Gleichbe­
handlung von Männern und Frauen auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit (vgl. 
A r t . 119 E W G V u . Richtlinie 79/7 E W G des Rates). 7 0 
f) Leistung bei Arbeitslosigkeit 
A r t . 69 Abs. 1 Buchst, c V O N r . 1408/71 bestimmt, daß ein vollarbeitsloser A r ­
beitnehmer, der die Voraussetzungen für einen Leistungsanspruch nach den Rechts­
vorschriften eines Mitgliedstaats erfüllt und sich in einen oder mehrere andere M i t ­
gliedstaaten begibt, um dort eine Beschäftigung z u suchen, seinen Anspruch auf L e i ­
stungen höchstens drei Monate lang von dem Zeitpunkt an behält, von dem ab er 
der Arbeitsverwaltung des Staates, den er verlassen hat, nicht mehr zur Verfügung 
stand. Diese Regelung räumt dem Arbeitnehmer, der v o n ihr Gebrauch macht, einen 
Vorte i l gegenüber den Arbeitnehmern ein, die in ihrem Staat verbleiben, da er für 
den Zeitraum von drei Monaten von der Verpflichtung befreit w i r d , sich zur Ver ­
fügung der Arbeitsverwaltung des zuständigen Staates zu halten und von ihr k o n ­
trolliert z u werden. 
In A r t . 69 Abs. 2 heißt es dann: „Der Arbeitslose hat weiterhin Anspruch auf 
Leistungen nach den Rechtsvorschriften des zuständigen Staates, wenn er vor A b ­
lauf des Zeitraums, in dem er nach Absatz 1 Buchstabe c) Anspruch auf Leistungen 
hat, in den zuständigen Staat zurückkehrt; er verliert jedoch jeden Anspruch auf 
Leistungen nach den Rechtsvorschriften des zuständigen Staates, wenn er nicht vor 
Ablauf dieses Zeitraums dorthin zurückkehrt. In Ausnahmefällen kann die zustän­
dige Arbeitsverwaltung oder der zuständige Träger diese Frist verlängern." In der 
R S 139/78 (Coccioli) hat der Gerichtshof für Recht erkannt, daß eine Verlängerung 
der Frist i m Sinne des A r t . 69 Abs. 2 S. 2 nicht notwendigerweise vor Fristablauf 
beantragt werden muß, sondern daß eine Fristverlängerung auch dann noch zuläs­
sig ist, wenn der Verlängerungsantrag erst nach A b l a u f der Frist gestellt w i r d . Z u r 
Begründung verweist der E u G H darauf, daß zu den „Ausnahmefällen", die eine 
Fristverlängerung rechtfertigen können, auch solche gehören können, in denen der 
Arbeitslose nicht nur an der fristgerechten Rückkehr in den zuständigen Staat, son­
dern auch an der Stellung eines Verlängerungsantrags vor A b l a u f der vorgeschrie­
benen Frist gehindert ist . 7 1 Die beklagte Bundesanstalt für Arbei t hatte zu diesem 
Punkt während des Verfahrens ausgeführt, daß erfahrungsgemäß fast alle Verlänge­
rungsanträge erst nach A b l a u f der Dreimonatsfrist bei ihr eingingen, was zum Tei l 
darauf zurückzuführen sei, daß die Antragsteller die Dauer der Postlaufzeit unter­
schätzen. Daher neige sie aus sozialen Gründen der Auffassung z u , daß eine Ver­
längerung dieser Frist auch noch nach ihrem Ablauf bei Vorliegen der sonstigen 
Voraussetzungen möglich sei. Was diese „sonstigen Voraussetzungen" angeht, ins­
besondere die Frage, ob der betreffende Arbeitnehmer von der ihm eingeräumten 
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Befugnis, sich in einen anderen Mitgliedstaat z u begeben und dort eine Beschäfti­
gung zu suchen, einen sachgerechten Gebrauch macht, so ist es nach Auffassung des 
Gerichtshofs Sache der zuständigen Stellen oder Träger der Mitgliedstaaten, im E i n ­
zelfal l z u entscheiden, ob die in einem A n t r a g auf Verlängerung der in A r t . 69 Abs. 
2 V O N r . 1408/71 genannten Frist angeführten Tatsachen einen Ausnahmefall be­
gründen oder nicht; A r t . 69 Abs. 2 V O N r . 1408/71 schränke diese Befugnis der z u ­
ständigen Stellen des Mitgliedstaates nicht ein. Für den Ausgangsfall bedeutet das, 
daß die zuständige deutsche Arbeitsverwaltung, d. h . das zuständige Arbeitsamt 
darüber zu entscheiden hat, ob ein „Ausnahmefall" i m Sinne des A r t . 69 Abs. 2 V O 
N r . 1408/71 vorliegt oder nicht. Dies hatte das Arbeitsamt bei folgendem Tatbe­
stand verneint: D e m Kläger war zuletzt ab 13. 12. 1976 Arbeitslosenhilfe bewilligt 
worden. A m 15. 12. 1976 erklärte er, er wolle in sein Heimat land zurückkehren. 
Daraufhin stellte das zuständige Arbeitsamt am 17. 12.1976 die Bescheinigung nach 
Vordruck E 303 über die Aufrechterhaltung des Anspruchs auf Leistungen wegen 
Arbeitslosigkeit aus. Aus dieser Bescheinigung ergab sich, daß der Kläger einen A n ­
spruch auf Leistungen für drei Monate, also vom 19.12. 1976 bis zum 18. 3. 1977 
hatte. Zugleich wurde der Kläger darauf hingewiesen, daß er, wenn er länger als 
drei Monate außerhalb der Bundesrepublik Deutschland Arbeit suchen sollte, mit 
Ablauf der Dreimonatsfrist etwaige noch bestehende Ansprüche auf deutsche L e i ­
stungen bei Arbeitslosigkeit verlieren würde, daß allerdings u . U . Ausnahmen z u ­
gelassen werden könnten. Der Kläger reiste noch i m Monat Dezember nach Italien 
an einen O r t , wo zu keinem Zeitpunkt Aussicht auf Vermitt lung einer Beschäfti­
gung bestand. Z w e i Tage vor Ablauf der Dreimonatsfrist, am 16. 3. 1977, er­
krankte der Kläger und war bis zum 14. 5. 1977 arbeitsunfähig. A m 15. 5. 1977 
kehrte er in die Bundesrepublik Deutschland zurück und beantragte am 16. 5.1977 
wieder Arbeitslosenhilfe; in diesem Zusammenhang trug er vor, wegen seiner E r ­
krankung außerstande gewesen zu sein, fristgemäß in die Bundesrepublik zurück­
zukehren. Das Arbeitsamt lehnte seinen Antrag ab, da die Voraussetzungen eines 
Ausnahmefalles i . S. des A r t . 69 Abs. 2 S. 2 V O N r . 1408/71 deswegen nicht ge­
geben seien, weil der Aufenthalt des Klägers in Italien mangels Aussicht auf A r ­
beitsvermittlung an dem O r t , wohin er sich zum Zwecke der Arbeitssuche begeben 
habe, bereits vor dem Eintri t t der Arbeitsunfähigkeit nicht mehr zur Arbeitssuche 
erforderlich gewesen sei. Während des aus anderen Mot iven erfolgten weiteren V e r ­
bleibens des Klägers in Italien habe dieser selber das Risiko zu tragen gehabt, durch 
unvorhersehbare Ereignisse an der rechtzeitigen Rückkehr in die Bundesrepublik ge­
hindert gewesen zu sein. 
Das U r t e i l des Gerichtshofs hat klargestellt, daß die deutsche Arbeitsverwaltung 
durch A r t . 69 Abs. 2 V O N r . 1408/71 nicht daran gehindert ist, bei ihrer Entschei­
dung über eine Verlängerung der Frist i . S. des S. 2 dieser Vorschrift die genannten 
sowie alle möglichen anderen Gesichtspunkte, die sie für erheblich hält, zu berück­
sichtigen. Das Arbeitsamt war mithin befugt, i m Rahmen des ihm in A r t . 69 Abs. 2 
S. 2 V O N r . 1408/71 eingeräumten Ermessens das Vorliegen eines Ausnahmefalles, 
der eine Fristverlängerung rechtfertigen würde, deshalb zu verneinen, weil der 
Arbeitslose trotz der auch von ihm erkannten Aussichtslosigkeit seiner Arbeitssuche 
i n Italien blieb. 
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2. Sonstige soziale Angelegenheiten i n der Rechtsprechung des Gerichtshofs 
In jüngster Zeit hat die lange vernachlässigte und in ihrer Bedeutung w o h l auch 
verkannte Vorschrift des A r t . 7 V O N r . 1612/68 des Rates über die Freizügigkeit 
der Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft vom 15. Oktober 1968 vermehrte 
Aktualität erhalten. 7 2 In ihrer Stellungnahme zur R S 207/78 (Even) 7 3 hatte die 
Kommission der E G zum Grundsatz der Nichtdiskriminierung des A r t . 7 E W G V 
und seiner Konkretisierung durch die Verordnung N r . 1612/68 Stellung genommen 
und die Frage aufgeworfen, ob nicht Vergünstigungen der A r t , um die es in diesem 
Falle ging, in den Anwendungsbereich des A r t . 7 Abs . 2 V O N r . 1612/68 fallen, 
wenn sie schon nicht in den der V O N r . 1408/71 gehören. 7 4 Die Kommission mein­
te, aufgrund der bisherigen Rechtsprechung des E u G H sei davon auszugehen, daß 
die Erfüllung militärischer Verpflichtungen durch einen Wanderarbeitnehmer ge­
genüber seinem eigenen Heimatstaat Folgen hinsichtlich seiner Beschäftigungsbedin­
gungen in einem anderen Mitgliedstaat haben könne, so daß der betreffende A r ­
beitnehmer in den Genuß des Grundsatzes der Gleichbehandlung komme, und zwar 
namentlich in bezug auf die i n A r t . 7 V O N r . 1612/68 angesprochenen „sozialen 
Vergünstigungen". Diese Argumentation der Kommission wurde vom Gerichtshof 
aus der Erwägung zurückgewiesen, daß es sich bei den Vergünstigungen, die von der 
V O N r . 1612/78 auf die Arbeitnehmer, die Staatsangehörige eines anderen M i t ­
gliedstaats sind, erstreckt werden, um solche handele, die - ob sie an einen Arbeits­
vertrag anknüpfen oder nicht - inländischen Arbeitnehmern im allgemeinen haupt­
sächlich wegen deren objektiver Arbeitnehmereigenschaft oder wegen ihres Wohn­
sitzes im Inland gewährt werden, und deren Ausdehnung auf Arbeitnehmer mit der 
Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates deshalb geeignet erscheine, deren 
Mobilität innerhalb der Gemeinschaft z u fördern; zu dieser Kategorie von Vergün­
stigungen gehörten aber nicht solche, die wegen des Militärdienstes aus Gründen der 
nationalen Anerkennung gewährt würden; für sie gelte daher die Vorschrift des A r t . 
7 Abs. 2 V O N r . 1612/68 nicht. 7 5 M i t dieser Entscheidung hat der Gerichtshof deut­
lich die Grenze aufgezeigt, die nach seiner Ansicht dem Grundsatz der Gleichbehand­
lung auf sozialem Gebiet gesetzt ist: es kommt danach also darauf an, ob die soziale 
Vergünstigung, um deren Erstreckung auf Wanderarbeiter und deren Angehörige es 
geht, den inländischen Arbeitnehmern primär wegen ihrer objektiven Arbeitnehmer­
eigenschaft oder ihres Wohnsitzes i m Inland gewährt w i r d , und ob ihre Gewährung 
an Arbeitnehmer aus anderen Mitgliedstaaten als geeignetes M i t t e l angesehen wer­
den kann, deren Mobilität innerhalb der Gemeinschaft zu fördern. -
M a n darf wohl davon ausgehen, daß dies nicht das letzte Wort des Gerichtshofs 
zu A r t . 7 Abs. 2 V O N r . 1612/68 gewesen ist, sondern daß diese Vorschrift wegen 
ihres trotz der vorstehend aufgezeigten Kriter ien noch nicht hinreichend klar abge­
grenzten Geltungsbereichs noch mancherlei Stoff für neue Vorlagen an den Gerichts­
hof in sich birgt. Im übrigen hat Generalanwalt Mayras auf einen zusätzlichen 
Aspekt hingewiesen, den die Kommission und auch der Gerichtshof in ihrer A r g u ­
mentation nicht berücksichtigt haben: die vorgezogene Altersrente, um die es hier 
ging, stelle an sich eine Leistung der sozialen Sicherheit dar (vgl. A r t . 4 Abs . 1 
Buchst, c V O N r . 1408/71: Leistungen bei Alter) und sei nur wegen A r t . 4 Abs . 4 
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V O N r . 1408/71 aus dem sachlichen Geltungsbereich dieser Vorschrift ausgenom­
men; sie habe schon von daher nicht zugleich als „soziale Vergünstigung" i . S. des 
A r t . 7 V O N r . 1612/68 angesehen werden können. 7 6 
III. Ausblick 
Im Berichtszeitraum ist die Arbeitsbelastung des Gerichtshofs weiter gestiegen: 
1979 wurden 138 Urteile erlassen gegenüber 97 im Jahre 1978. Die Z a h l der Vorab-
entscheidungsverfahren 7 7 stieg i m Jahre 1979 auf 106 an (1978: 62). 15 Urteile, 
davon zwei verbundene Rechtssachen, hatten, wie sich aus der Übersicht im Anhang 
ergibt, Fragen im Zusammenhang mit der Gültigkeit bzw. der Auslegung der V o r ­
schriften zum Gegenstand, die i n Anwendung von A r t . 51 E W G V auf dem Gebiet 
der sozialen Sicherheit der Wanderarbeitnehmer erlassen worden sind. 
V o m Bundessozialgericht sind i m vergangenen Jahr fünf Vorlagebeschlüsse an 
den Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften ergangen. Dabei geht es um die 
Auslegung von A r t . 68 Abs. 1 V O N r . 1408/71 (Berechnung der Leistung bei 
Arbeitslosigkeit) , 7 8 A r t . 69 Abs. 2 V O N r . 1408/71 (Bedingungen und Grenzen 
der Aufrechterhaltung des Leistungsanspruchs bei Arbeitslosigkeit), 7 9 A r t . 46 Abs. 
2 V O N r . 1408/71, 8 0 N r . 9 des Anhangs V C V O N r . 1408/71 8 1 sowie A r t . 20 und 
23 V O N r . 1408/71. 8 2 M a n mag die A n z a h l der Vorlagen als Indiz dafür werten, 
daß das Verfahren der Vorabentscheidung durch den Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften im besten Sinne des Wortes zur Routine zu werden beginnt und 
daß die nationalen Gerichte ihre Scheu, dem Gerichtshof Fragen zur Vorabentschei-
dung vorzulegen, verlieren. Leider kann man das noch nicht von allen Gerichten 
der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft behaupten. Vielmehr scheint die Bereitschaft, 
den Gerichtshof anzurufen, in den einzelnen Mitgliedstaaten unterschiedlich stark 
entwickelt zu sein; zumindest legt der unterschiedliche Umfang, an dem Gerichte 
aus den verschiedenen Mitgliedstaaten an den Verfahren gemäß A r t . 177 E W G V 
beteiligt sind, diesen Eindruck nahe. 8 3 Entsprechendes gilt für die Auseinanderset­
zung nationaler Gerichte mit der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs; 
auch hier ist, mit unterschiedlicher nationaler Akzentuierung, eine wachsende „Euro­
päisierung" festzustellen. Dies gilt nicht zuletzt für Großbritannien, 8 4 wo auch die 
Entscheidungen des Gerichtshofs in einschlägigen Publikationen beispielhaft doku­
mentiert werden, was nicht zuletzt zur Publizität und damit zum Wissen um diese 
Rechtsprechung führt. M a n geht gewiß nicht fehl in der Annahme, daß die Recht­
sprechung des Europäischen Gerichtshofs mit dazu beiträgt, den ohnehin nicht mehr 
so stark empfundenen Gegensatz zwischen angelsächsischem und kontinentaleuro­
päischem Recht - im erstgenannten steigt immer mehr der Bedarf nach Gesetzes­
recht, i m letztgenannten gewinnt das höchstrichterliche Präjudizienrecht ständig an 
Bedeutung - dadurch abzubauen, daß es beide ständig miteinander konfrontiert. 
Folgende Worte von L o r d Denning, zitiert aus der Entscheidung des Court of 
A p p e a l Macarthys Limited v . Wendy Smith mögen diesen Prozeß der Auseinander­
setzung mit den unterschiedlichen Arten des Rechtsdenkens, wie ihn die Befassung 
mit dem Gemeinschaftsrecht abverlangt, veranschaulichen: „Article 119 is framed 
387 
Bernd Schulte / Hans F. Zacher 
i n European fashion. It enunciates a broad general principle and leaves the judges 
to work out the details. In contrast the Equal Pay A c t is framed in English fashion. 
It states no general principle but lays down detailed specific rules for the courts to 
apply - which (so some hold) the courts must interpret according to the actual 
language used - without resort to considerations of policy or p r i n c i p l e " . 8 5 
Was die Gemeinschaft selbst angeht, so verkörpert der Gerichtshof in gewisser 
Weise das einzige unitarische Element, das zudem noch in doch zuweilen recht we­
sentlichen Fragen i n die einzelnen Mitgliedstaaten „hineinregiert": Denn er hat es 
nicht nur mit wichtigen, die Mitgliedstaaten häufig in vitalen Interessen tangieren­
den Fragen zu tun, sondern er interpretiert in verbindlicher Weise Gemeinschafts­
recht und damit Recht, das der unmittelbaren Änderungsmöglichkeit durch die 
einzelnen Staaten entzogen ist, dies durchaus i m Gegensatz z u der Lage nationaler 
Gerichte, die vom jeweiligen Gesetzgeber „overruled" werden können. (Im Unter­
schied dazu muß man, um eine Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes durch 
Änderung des europäischen Rechts zu tilgen, neun nationale Regierungen „unter einen 
H u t bringen"; wie schwer dies häufig ist, dafür haben die vergangenen Monate 
hinreichend Anschauungsmaterial geliefert.) Nicht zuletzt w o h l auch aus diesem 
Grunde hat die britische Regierung Vorschläge unterbreitet, die darauf hinauslaufen, 
die Einbeziehung der Mitgliedstaaten i n das Verfahren vor dem Europäischen Ge­
richtshof zu verstärken. Es w i r d angeregt, die Frist von zwei Monaten, welche die 
Mitgliedstaaten gegenwärtig für Stellungnahmen zur Verfügung haben, zu verlän­
gern; der Gerichtshof soll darüber hinaus „the real issues for decision" benennen, um 
den Mitgliedstaaten angesichts der von den Vorlagegerichten oft unklar formulier­
ten Vorlagen zur Vorabentscheidung gemäß A r t . 177 E W G V die Stellungnahme zu 
erleichtern; die Mitgliedstaaten sollen ferner Gelegenheit erhalten, auf die Stellung­
nahmen der anderen Verfahrensbeteiligten eingehen zu können; schließlich soll das 
Verfahren des Gerichtshofs in einigen anderen Punkten geändert werden mit dem 
Z i e l , die wachsende Flut von Entscheidungen einzudämmen. 8 8 Ohne auf die V o r ­
schläge im einzelnen einzugehen, sei an dieser Stelle davor gewarnt, die Tätigkeit 
des Gerichtshofs gerade dadurch verbessern und insbesondere ihn gerade dadurch 
entlasten zu wollen, daß die Stellung der Mitgliedstaaten i m Verfahren gestärkt 
w i r d . Es sei in diesem Zusammenhang daran erinnert, daß die gesamte Verfassung 
der Europäischen Gemeinschaft von einem Übergewicht der Mitgliedstaaten gekenn­
zeichnet ist; angesichts dieser Sachlage die Rechtsprechung des Gerichtshofs durch 
die Stärkung der Stellung der Mitgliedstaaten verbessern zu wollen, beschwört die 
Gefahr herauf, daß der Gerichtshof politischem Druck ausgesetzt w i r d und daß in 
gewisser Weise das unitarische Element der Gemeinschaft reduziert w i r d . Die br i t i ­
schen Vorschläge erfordern deshalb eingehende Prüfung. Stellt man jedoch über­
haupt Überlegungen zu einer Reform des Gerichtshofs an, so sollte man auch den 
Vorschlag von Perrin in die Betrachtung einbeziehen, welcher die Schaffung einer 
«Chambre sociale" anregt, der die Entscheidung sozialrechtlicher Fragen vorbe­
halten sein s o l l . 8 7 
Engen Ulmer warf vor nunmehr bereits mehr als 20 Jahren in seiner Münchener 
Rektoratsrede vom 14. November 1959 über „Wege zu Europäischer Rechtsein­
heit" die Frage auf, welcher Raum der Rechtsprechung der nationalen Gerichte für 
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die M i t w i r k u n g an dem Zie l europäischer Rechtsangleichung bleibe, und beantwor­
tete sie wie folgt: „Aber es i s t . . . schon viel erreicht, wenn die Gerichte von ihren 
gegenseitigen Entscheidungen wissen, wenn sie sie beachten, durchdenken und z i ­
tieren. Aus solcher nicht gesetzlich gebotener, aber freiwilliger Kommunikat ion 
kann - wie es ähnlich i m Bereiche der common-law-Rechtsprechung der anglo-
amerikanischen Welt der F a l l ist - unter der treibenden Kraf t des Bewußtseins 
europäischer Zusammengehörigkeit zwar nicht eine gesicherte Einheit der Judikatur, 
w o h l aber ein Prozeß wachsender Annäherung in der Rechtsprechung sich v o l l ­
z i ehen . " 8 8 Unter der Autorität des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften, 
der i m Rahmen seiner Zuständigkeiten über die Auslegung des Gemeinschaftsrechts 
wacht, hat dieser Annäherungsprozeß der nationalen Rechtsprechungen zweifellos 
eine Beschleunigung erfahren. So spricht Lyon-Caen i n der neuesten Ausgabe seiner 
„Droit social international et européen" bereits davon, „qu'on s'oriente lentement 
et progressivement vers une sorte de Droit européen de la Sécurité sociale".89 
IV. Anhang 
Verzeichnis der Entscheidungen des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften zu 
Fragen der Anwendung der Europäischen Verordnungen über die soziale Sicherheit 
- Fortsetzung der Tabelle aus Jahrbuch des Sozialrechts der Gegenwart, Bd. 1 (1979), 
S. 378 ff. -
(Bei den Entscheidungen, die auf Vorlage deutscher Gerichte ergangen sind, wird das Vor­
lagegericht genannt.) 




des E u G H 
5.10. 78 26/78 (Institut National d'Assurance Maladie-Invalidité und 1978, 1771 
Union Nationale des Fédérations Mutualistes Neutres gegen 
Antonio Viola) 
12.10. 78 10/78 (Tayeb Belbouab gegen Bundesknappschaft) - SG Gel- 1978, 1915 
senkirchen 
22. 2. 79 144/78 (Renzo Tinelli gegen Berufsgenossenschaft der chemi- 1979, 757 
sehen Industrie) - L S G Baden-Württemberg 
6. 3. 79 100/78 (Claudino Rossi gegen Caisse de Compensation pour 1979, 831 
Allocations Familiales des Régions de Charleroi et Namur) 
8. 3. 79 129/78 (Bestuur van de Sociale Verzekeringsbank, Amster- 1979, 853 
dam, gegen A . E . Lohmann) 
20. 3. 79 139/78 (Giovanni Coccioli gegen Bundesanstalt für Arbeit) 1979, 991 
- SG Hildesheim 
5. 4.79 176/78 (Max Schaap gegen Bestuur van de Bedrijfsvereni- 1979, 1673 
ging voor Bank- en Verzekeringswezen, Groothandel en Vrije 
Beroepen) 
16. 5.79 236/78 (Fonds national de retraite des ouvriers mineurs 1979, 1819 
(FNROM) gegen Giovanni Mura) 
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des E u G H 
25. 5.79 Verbundene RS 173 und 174/78 (Alberto Villano gegen 1979, 1851 
Nordwestliche Eisen- und Stahl-Berufsgenossenschaft; Pas­
quale Barion gegen Tiefbau-Berufsgenossenschaft) - BSG 
31. 5.79 182/78 (Bestuur van het Algemeen Ziekenfonds Drenthe- 1979, 1977 
Platteland gegen G . Pierik) 
31. 5. 79 207/78 (Ministère public gegen Gilbert Even und Office N a - 1979, 2019 
tional des Pensions pour Travailleurs Salariés - O N P T S -) 
Folgende weitere Entscheidungen sind bereits ergangen, jedoch noch nicht in der amt­
lichen Sammlung des E u G H veröffentlicht: 
19. 6. 79 180/78 Brouwer-Kaune/Bestuur van de Bedrifsvereniging voor het Kleding-
bedrijf 
11. 7.79 268/78 Pennartz/Caisse Primaire d'Assurance Maladie des Alpes-Maritimes, 
Nizza 
12. 7. 79 237/78 Caisse régionale d'assurance-maladie de Lille/Toia 
12. 7. 79 266/78 Brunori/LandesVersicherungsanstalt Rheinprovinz Düsseldorf - L S G 
Nordrhein-Westfalen 
12. 7. 79 9/79 Kosdiniske/Raad van Arbeid 
10. 1. 80 69/79 Jordens/Bestuur van de Bedrijfsvereniging voor de Leder- en Lederwer­
kende Industrie 
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bei interkurrenten Erkrankungen 74 f. 
Lizenzfußballspieler 
der Bundesliga 286 
Lohnfortzahlung 
- bei Pflege eines erkrankten Kindes 
293 f. 
- bei Selbstmordversuch 289 f. 
- bei Vorbeugungskuren 291 f. 
- im Krankheitsfall 289 f. 
- und Kündigung 290 f. 
Lohnsteuerfreistellungs- und Erstattungs­
anspruch 
des Arbeitgebers 296 
M 
Mehrarbeitsentgelt 
und Arbeitslosengeld 30 f. 
Meniskuserkrankung 168 
Minderung der Erwerbsfähigkeit 




gemäß § 205 Abs. 1 Satz 2 R V O 60 f. 
Mitgliedschaftsrecht 
der gesetzlichen Krankenversicherung 
77 ff. 
Mutterschaftsurlaub 
Gesetz zur Einführung eines - 222 
Mutterschutzgesetz 
Verfassungsmäßigkeit des Sonderkün­
digungsschutzes 301 f. 
Mutterschutzrecht 301 f. 
Mutwillenskosten 143 f. 
Ν 
Nachhilfeunterricht 
und Unfallversicherungsschutz 87 
Nachversicherung 331 f., 337 f. 
- von Hinterbliebenen 331 f. 
Nahtlosigkeit 229 
Nichtärzte 
keine Teilnahme an der kassenärzt­
lichen Versorgung 152 f. 
Nichtigkeit 
von Verwaltungsakten 263 
Niederlassungsfreiheit in der E G 363 
Notfall 
im Sinne des Kassenarztrechts 151 f. 
Nothilfehandlung 
und Unfallschutz 320 f. 
Ο 
Öffentlichkeitsarbeit 
Kassenärztlicher Vereinigungen 151 
Organisationsakte 
Rechtsweg gegen - 81 
Organisationsrecht 




Haftung und Amtsenthebung von -
49 f. 
Ρ 
Pauschgebühr 142 f. 
Pfändung 47 
Pfändungsschutz 
der Kündigungsabfindung 296 
Pflegefall und Behandlungsfall 
Abgrenzung 56 ff. 
Pflegefallrisiko 
Absicherung des - 58 
Pflegegeld 





im Bereich der sozialen Entschädigung 
204 f. 





Rechte, soziale - 35 f. 








bei Bezeichnung als persönlich haften­
der Gesellschafter 295 f. 
Rechtsstaatsprinzip 26, 32 f. 
Rechtsweg 205 
Regellohn 70 
Regelung, typisierende 31 
Regreß 
eines Sozialversicherungsträgers auf­
grund Forderungsübergangs nach § 1542 
R V O 317 f. 
Rehabilitation 
berufsfördernde Leistungen zur - 228 
Rehabilitationsrecht 115 
Reisekosten 
(S 194 Abs. 1 R V O ) 72 f. 
Rente 
vorläufige - und Dauerrente 40 ff. 
Rentenanpassungsgesetz 
einundzwanzigstes - 222 
Rentenrecht 
- Ausfallzeiten 116 f. 
- Versicherungszeiten 116 
Rentenversicherung 
- in der sozialgerichtlichen Rechtspre­
chung 113 ff. 
knappschaftliche - 161 ff. 
- Leistungsrecht 115 ff. 
- Rechtsprechung des Bundesgerichts­
hofs 330 ff. 
- Rechtsprechung des Bundesverfas­
sungsgerichts 23 ff. 
- und Krankenversicherung, Abgren­
zung 74 f. 
- Versicherungs- und Beitragsrecht 
113 ff. 
Rentnerkrankenversicherung 136 f. 
- und krankenversicherungspflichtige 
Tätigkeit 21 ff. 
- und landwirtschaftliche Krankenver­
sicherung 186 
Subsidiarität der - 22 
Rinderbesamungsgenossenschaften 
Geltungsbereich des Tarifvertrages für -
191 
Rückerstattung 
von zu Recht entrichteten freiwilligen 
Beiträgen wegen Wegfall der Ge­
schäftsgrundlage 49 
Rückforderung 
- von Renten 128 ff. 
- von unberechtigt gewährten Leistun­
gen 35 
Rückgriff 
nach § 640 I R V O 327 f., 330 
Rückgriffsansprüche 
der landwirtschaftlichen Berufsgenos­
senschaft 180 f. 
Rücknahme 
rechtswidriger Leistungsbescheide 263 f. 
Rückwirkung, unechte - 27, 32 
Rückzahlung von Leistungen 
nach dem A F G 235 
Ruhen 
des Anspruchs auf Arbeitslosengeld und 
Arbeitslosenhilfe 232 f. 
Ruhen von Renten 
an Ausländer außerhalb des Geltungs­
bereichs des A V G 28 ff. 
S 
Sachleistungsgegenstände 




Satzungsgewalt der B A 32 
Selbständige 
Anrechnung von Ersatz- und Ausfall­
zeiten nur bei selbständiger Tätigkeit 
im Inland 26 
Öffnung der Rentenversicherung für -
24 ff. 
Selbstmordversuch 
und Unfallversicherungsschutz 91 
Selbstverwaltung 
- der Ärzte und Krankenkassen 148 ff. 
- im Arbeitsförderungsrecht 222 
Sicherungsabtretungen 
von Lohnforderungen 295 
Sonderkündigungsschutz 
- des Mutterschutzgesetzes 301 f. 
- für Schwerbehinderte 302 
Sonderzahlungen, tarifliche -
und Erkrankung 292 
Sozialbudget 
Zweites Europäisches - 360 
Soziale Entschädigung 
in der Rechtsprechung des Bundesge­
richtshofs 339 f. 
Sozialgeheimnis 
und Ausländer 38 f. 
Sozialgerichtsverfahren 142 f. 
Sozialgesetzbuch 
- Allgemeiner Teil (SGB I) 35 ff. 
- Aufgaben des - 35 f. 
- Geltungsbereich 37 ff. 
- Gemeinsame Vorschriften für die So­
zialversicherung (SGB IV) 35 ff. 
- Gemeinsame Vorschriften für alle So­
zialleistungsbereiche (Dritter Abschnitt 
des SGB I) 39 
- Subsidiarität des SGB I 43 
Sozialhilfe 
- an Ausländer 276 f. 
- in der Rechtsprechung des Bundes­
verwaltungsgerichts 273 ff. 
Subsidiarität der - 245 f. 
- und Wohngeld 277 f. 




Arten, Entstehung und Fälligkeit von -
44 
Verzinsung von - 44 
Sozialleistungsanträge 
Weiterleitung von - 37 
Sozialleistungsaufwand 
Tragung des - 242 
Sozialleistungsempfänger 
Mitwirkungspflichten des - 47 
Sozialleistungsträger 
Beziehungen der - zueinander in der 
sozialgerichtlichen Rechtsprechung 
241 fi. 
gegliedertes System der - 256 
Sozialplanpflichtigkeit 298 fr. 
Sozialrecht 
- in der Rechtsprechung des Bundes­
arbeitsgerichts 285 ff. 
- in der Rechtsprechung des Bundes­
finanzhofs 347 ff. 
- in der Rechtsprechung des Bundes­
gerichtshofs 313 ff. 
- in der Rechtsprechung des Bundes­
verfassungsgerichts 21 ff. 
- in der Rechtsprechung des Bundes­
verwaltungsgerichts 273 ff. 
- in der Rechtsprechung des Europäi­
schen Gerichtshofs 359 ff., 362 ff. 
Sozialrechtsverhältnis 241 
Nebenpflicht aus - 36 
Sozialschädlichkeit 
im Opferentschädigungsrecht 206 
Sozialstaatsprinzip 31 
Sozialverfahrensrecht 
- Rechtsprechung u. Schrifttum 255 ff. 
- und allgemeines Verwaltungsverfah­
rensrecht 255 f. 
Sozialversicherung 
Arbeitnehmeranteil zur - , Einbehal­
tung durch den Arbeitgeber 77 
landwirtschaftliche - in der sozialge­
richtlichen Rechtsprechung 169 ff. 
- und Sozialhilfe, Funktions- und Kom­
petenzabgrenzung 246 
Sozialwirtschaftliche Maßnahmen 
in der landwirtschaftlichen Sozialver­
sicherung 195 ff. 
Seh 
Schadensbemessung, abstrakte 100 
Schadensminderung 
nach § 254 II BGB 333, 334 f., 336 f. 
Schädigungsfolge, mittelbare -
202, 250 
Schalterakte in der K V 264 
Schiedsamtliches Verfahren 
in den Vertragsbeziehungen zwischen 
Ärzten und Krankenkassen 152 
Schockschaden 206 
Schüler, tätliche Streitigkeiten 
und Unfallversicherungsschutz 90 
Schülerunfallversicherung 
86 f., 104 f., 107 
Schulreifeuntersuchung 
und Unfallversicherungsschutz 87 
Schulunfall 320, 322 f., 323 ff., 328 
Schulveranstaltung 
und Unfallversicherungsschutz 87 
Schwangerschaft 
- und Kündigung 32 
Unterrichtung des Arbeitgebers 302 
Schwerbehinderte 
freiwilliger Beitritt zur Krankenver­
sicherung 79 
Schwerbehindertenhilfe 
in der Rechtsprechung des Bundesge­
richtshofs 341 ff. 
Schwerbehindertenrecht 202, 302 f. 
St 
Staatsangehörigkeitsrecht 364 ff. 
Strukturverbesserung 
sozialrechtliche Maßnahmen zur - 192 
„Stundenbuchhalter" 
selbständige Tätigkeit 86 
Τ 
Teilungsabkommen 318 f., 329 f. 
Territorialitätsprinzip 29, 38 f. 
U 
Übergang 
eines Altersgeldes, vorzeitigen Alters­
geldes oder einer Landabgaberente 189 
Überleitung 
von Ansprüchen nach § 90 B S H G 275 
Überleitungsanzeige 
nach BAföG 280, 340 
Überstunden 
s. Mehrarbeitsentgelt 
Übertragung und Verpfändung 46 
Umschulung 227 
Umsetzungen und Entlassungen 
Mitteilung voraussichtlicher - 223 
Unfall, „betrieblicher" 
und „eigenwirtschaftlicher" Bereich 89 f 
Unfallversicherung 
- für den Bergbau 168 
- in der Rechtsprechung des Bundes­
gerichtshofs 320 ff. 
- in der sozialgerichtlichen Rechtspre­
chung 85 ff. 
Jahresarbeitsverdienst 101 f. 
landwirtschaftliche- 171 ff. 
Leistungsrecht 99 ff. 
Minderung der Erwerbsfähigkeit 99 ff., 
103 
Neufestsetzung von Leistungen 
102 ff. 
Verletztenrente 99 ff. 
versicherter Personenkreis 85 ff. 




- bei einer arbeitnehmerähnlichen Tä­
tigkeit eines Landwirts 177 f. 
- bei nachbarschaftlichen Gefälligkeits­
leistungen 175 f. 
- bei Tätigkeiten für Verwandte oder 
Verschwägerte 172 ff. 
- bei Unterbrechung des Heimweges 
von einer landwirtschaftlichen Nach­
barschaftshilfe 176 f. 
- des Gastwirts 89 
- nach § 539 Abs. 2 R V O 87 ff. 
- und Abheben eines Geldbetrages 91 
- und Alkoholgenuß 93 ff. 
- und Betriebssport 89 f. 
- und Selbstmordversuch 91 
- und stationäre Behandlung 90 f. 
Unfallversicherungsträger 
Rechtsverhältnisse der - 104 ff. 
Unglücksfall 
und gemeine Gefahr 322 
Unterbringung 
zur Pflege und zur medizinischen Be­
handlung 56 
Unterhaltsansprüche 
Uberleitung von - nach Ausbildungs-
förderungsrecht 279 f. 
Unterhaltsberechtigung 
- des Leistungsempfängers (Familien-
krankenhilfe) 60 
Zeitpunkt der - (Familienkranken-
hilfe) 62 f. 
Unterhaltsgeld 225 ff. 
Unterkunft 
Zusatzleistung für die - nach Ausbil-
dungsförderungsrecht 279 
Unterlassungsklage, vorbeugende - 42 
Unternehmen 
gemeinschaftlich betriebenes landwirt­
schaftliches- 182 f., 187 f. 
Unternehmereigenschaft 




schaftliche - 194 f. 
Unterstützungskassen 
und betriebliche Altersversorgung 307 
Urlaub 
und Kündigung 295 
Urlaubsgeld 
für Schwerbehinderte 303 
V 
Vererbbarkeit 
von Ansprüchen der Sozialhilfe 273 f. 
Verfügbarkeit 




zwischen Kassenärztlicher Vereinigung 
und Krankenhaus 315 
Verjährung 261 




Verletztenrente 99 ff. 
Vermittlungsmonopol 
der Bundesanstalt für Arbeit 224 
Verschlossenheit des Arbeitsmarktes 123 
Versicherte 
ausländische - und freiwillige Versiche­
rung 26 ff. 
Versicherungsfall 
in der Unfallversicherung 89 ff. 
Versicherungskarten 
Berichtigung von - 139 f. 
Versicherungsprinzip 331 
Versicherungsrecht 
der Rentenversicherung 113 ff. 
Versicherungsschutz 
nach § 311 R V O und L K V 188 
Versicherungsunterlagen 
(Wieder-)Herstellung von - 135 
Versicherungszeiten 116 
Versorgungsrecht, materielles - 201 ff. 
Versorgungszusagen 
Widerruf von - 303 ff. 
Vertrag 
öffentlich-rechtlicher 266 f. 
Vertrauen 
des Bürgers in die Sozialversicherung 41 
Vertrauensschutz 
bei freiwilliger Versicherung 27 f. 
Vertriebenenrecht 
in der Rechtsprechung des Bundesver­
waltungsgerichts 282 
Verwaltungsakt 262 f., 263 ff. 
- Begriff des - 66 f. 
- Bindungswirkung 67 ff. 
- zwischen Trägern öffentlicher Ver­
waltung 262 f. 
Verwaltungshandeln, „schlichtes" - 262 
Verwaltungsverfahren 137 ff. 
Verwaltungsverfahrensrecht 
allgemeines - und Sozialverfahrensrecht 
255 f. 
- im Bereich der sozialen Entschädi­
gung 204 f. 
Verweisbarkeit 
- eines Grubeninspektors 164 
- eines Vorarbeiters mit Vorgesetzten­
funktion 164 f. 
Verweisung 
von den Sozialgerichten zu den ordent­
lichen Gerichten 313 f. 
Verweisungsberuf 122 
Vorleistungspflicht 
der Krankenkasse nach § 565 Abs. 1 
R V O 249 







Waisenrente 126 f. 
„verlängerte" - 116 
Wanderarbeitnehmer 
soziale Sicherheit der - 360, 362 ff. 
Wanderungspolitik 
der Mitgliedstaaten der E G 359 
Wanderversicherter 166 
Wegeunfall 95 ff. 
- Versicherungsschutz bei Fahrge­
meinschaften 96 f. 
- Versicherungsschutz bei Unterbre­
chung des versicherten Weges 95 f. 
- Versicherungsschutz bei der Verfol­
gung persönlicher Zwecke 95 
Weisungsgebundenheit 
als Kriterium der Betriebseingliede­
rung 326 f. 
Widerruf 
nach den Grundsätzen des allgemeinen 
Verwaltungsrechts 265 f. 
Widerspruch 
Umfang des - 205 
Widerspruch und Klage 
Wahlrecht 268 
Widerspruchsverfahren 267 f. 
Wiedergewährung 
von Krankengeld nach Ablauf der 
Höchstanspruchsdauer 65 ff. 
Willenserklärungen 
des Bürgers und Günstigkeitsprinzip 35 
Winterbauförderung 
produktive - 234 f. 
Wirkung, aufschiebende - 267 
Wirtschaftlichkeit der Behandlungsweise 
im Kassenarztrecht 155 ff. 
Witwenbeihilfe, einmalige - 168 
Witwenrente 30,102 
„wiederaufgelebte" - 184, 203 f., 332 f. 
Wohngeld 
und Ausbildungsförderung 279 
Wohnsitz 
oder gewöhnlicher Aufenthalt im Kin­
dergeldrecht 210 f. 
Wohnsitzrecht 37 f. 
Ζ 
Zahnarztlaboratorien 
Eintragung in die Handwerksrolle 
158 f. 
Zahnprothetische Behandlungspläne 
Rechtsweg bei Streitigkeiten um - 159 
Zahntechniker 
Schiedsamtsbesetzung bei Beurteilung 
von Verträgen mit - 159 f. 
Zahntechnische Leistungen 




abhängiges Beschäftigungsverhältnis 86 
Zumutbarkeit 
der Beschäftigung 220 ff. 
Zusatzurlaub 
für Schwerbehinderte 341 ff. 
Zusatzversorgung 
für Arbeitnehmer in der Land- und 
Forstwirtschaft 189 f. 
Zweistufentheorie 315 
Zweitstudium 
als Ausfallzeit 119 
420 

